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1. Vorwort: Nicht vor Komplexität kapitulieren


und Alternativen wieder denkbar machen



»Eine Linke, die zwar den Kapitalismus kritisiert, sich aber für Wirtschaft nicht interessiert, ist wie ein Kfz-Mechaniker, der den Motor nicht versteht.«1


(Fabio De Masi, ehemaliger Finanzexperte der Linken)


Wer den Kapitalismus sezieren will, der braucht dafür ein breites Besteck aus geschichtlichen, philosophischen, ökonomischen, mathematischen, soziologischen und sozialpsychologischen Werkzeugen besteht. So waren die ersten Ökonomen einst Universalgelehrte, Philosophen wie Platon und auch der Urvater der modernen Wirtschaftswissenschaften Adam Smith war nicht nur Ökonom, sondern auch gleichzeitig Moralphilosoph. Auch wenn sich seit der Antike einiges geändert hat, die Wirtschaft betrifft uns nach wie vor alle, ob es um unsere Jobs geht, um unser Einkommen, die Umwelt oder auch um die »Ökonomisierung unseres Privatlebens«. Der Auftrag der Ökonomen, in möglichst verständlicher Sprache über die Wechselwirkung von Märkten, Menschen und Mächten aufzuklären und uns intelligenter über diese nachdenken zu lassen, wurde jedoch von der orthodoxen Ökonomie - dem dominanten Zweig der Wirtschaftswissenschaft - zunehmend auf abstrakte mathematische Modelle verengt, die mit der Lebensrealität der Menschen oder ihren historischen Bezügen, kaum noch etwas zu tun haben. Fälschlicherweise hielt man sich für Physiker, die Naturgesetze postulieren, die meisten jedoch wiederholten lediglich die starren Dogmen ihrer Vorgänger oder formalisierten diese lediglich. Wie der britische Ökonom John Maynard Keynes schrieb:


»Die Gedanken der Ökonomen und Staatsphilosophen [sind], sowohl wenn sie im Recht, als wenn sie im Unrecht sind, einflußreicher, als gemeinhin angenommen wird. Die Welt wird in der Tat durch nicht viel anderes beherrscht. Praktiker, die sich ganz frei von intellektuellen Einflüssen glauben, sind gewöhnlich die Sklaven irgendeines verblichenen Ökonomen.«2


Damit aber machten sich die Ökonomen in Wahrheit zu Theologen und Predigern der »unsichtbaren Hand des Marktes« und damit zu ideologischen Scharlatanen. Die kritische Debatte wurde bereits im Keim erstickt und »Ketzer«, die der reinen Lehre kritisch gegenüberstanden, als »umstritten« gebrandmarkt oder durch Nicht-Beachtung diskreditiert.


Dementsprechend ist das Dilemma, dass die Wirtschaft zwar jeden betrifft, aber die Wenigsten etwas angeht. Die offenen Fragen, die die Dogmatiker hinterließen, basieren dabei auf ihrer eigenen Engstirnigkeit, denn das Wachstum sei ewig, der Markt sozial, Geldschöpfung irrelevant und Arbeitslosigkeit immer selbstverschuldet. Der Respekt, mit dem wir diesen Theorien gegenübertreten ist dabei aber nichts anderes als unsere gespiegelte Unwissenheit. Es verwundert daher kaum, dass mittlerweile Literaturwissenschaftler, Soziologen, Philosophen, Schriftsteller, Satiriker und Youtuber die Aufgaben von Ökonomen übernehmen müssen, um die grundlegenden Fragen neu zu verhandeln. Dass das Wissen um alternative Perspektiven über die Wirtschaft in der Öffentlichkeit kaum verbreitet ist, verwundert dabei wenig, denn wer hat schon Zeit und Lust sich intensiv mit einer scheinbar so komplexen Materie auseinanderzusetzen. Die Auseinandersetzung aber lohnt, wenn man es denn schafft Dinge verständlich aufzubereiten. Darum sollten wir auch nicht vor einer Schein-Komplexität kapitulieren, die durch eine mathematische Sprache gerne suggeriert wird.


Machen wir es doch einfach und nehmen wir einmal den Asterix-Comic Obelix GmbH & Co. KG (1978) zur Hand. In dem Comic-Band versuchen die Römer, nachdem etliche Versuche bereits gescheitert sind, das widerspenstige gallische Dorf nun zu demoralisieren, indem man unter ihnen Zwietracht sät und sie zu Kapitalisten macht. Hierzu wird dem gutmütigen, aber einfältigen Obelix ein Geschäft vorgeschlagen. Er soll fortan als gallische »Ich-AG« Hinkelsteine für die Römer produzieren und im Gegenzug reich entlohnt werden. Während die hinterlistigen Römer die Nachfrage beständig anheizen, hat Obelix jedoch bald keine Zeit mehr für seine liebsten Hobbys (Jagen, Essen, Raufen) und er wird zum missvergnügten Geschäftsmann. Darüber hinaus stellt er nun Dorfbewohner als Mitarbeiter ein, die ihm dabei helfen sollen, die Produktion zu steigern und die dadurch ebenfalls keine Zeit mehr für ihre eigentlichen Aufgaben finden. In Windeseile mutiert die egalitäre Dorfgemeinschaft, aus genügsamen Handwerkern, Kleinbauern und Wildbeutern, zu einer elitären Klassengesellschaft, in der Neid und Missgunst vorherrschen. Der Plan der Römer scheint aufzugehen. Doch dann wendet sich das Blatt. Das Geld der Römer wird langsam knapp und man versucht nun durch geschicktes Marketing die sich exponentiell auftürmenden, nutzlosen Hinkelsteine an die römischen Bürger weiterzuverkaufen. Aufgrund des großen Werbeerfolges ziehen dann jedoch auch Ägypter, Phönizier und Griechen nach und überschwemmen den Markt mit weiteren nutzlosen Hinkelstein-Plagiaten. Am Ende entsteht eine riesige »Hinkelstein-Blase«, die – wie sollte es anders sein - plötzlich platzt und das gesamte Konstrukt einstürzen lässt. In dem Asterix-Comic endet damit die Geschichte und man kehrt, mit dem obligatorischen Abschlussfest, zum Normalzustand zurück. In der Wirklichkeit jedoch beginnt diese Geschichte immer wieder von Neuem. Kapitalismus in seiner neoliberalen Spielart - und das ist die Moral aus der Geschichte - ist ein großes Spiel für »rationale Idioten«.


Es sei schon seltsam, schreibt der britische Kulturwissenschaftler Mark Fisher (1968-2017), dass wir uns leichter das Ende der Welt vorzustellen können als das Ende des Kapitalismus. So erscheint es höchst seltsam, dass wir nach der großen Finanzkrise 2008 – die nur eine von vielen war - einfach weitermachen wie bisher und uns lediglich Zeit kaufen und Flickschusterei betreiben, anstatt uns ernsthaft mit Alternativen zu beschäftigen.


Ein gutes Beispiel für die scheinbare Alternativlosigkeit des kapitalistischen Modells verdeutlicht auch die Batman-Trilogie von Christopher Nolan. In Nolans Blockbuster The Dark Knight (2008) mischt der Joker eine gehörige Portion Chaos unter die bestehende »Wüste der Ordnung« (verkörpert durch Mafiaverbrecher und korrupte Staatsdiener), um hinter der zivilisatorischen Firnis der sisyphusianischen Rationalität den viehischen Urinstinkt hervor zu kitzeln. Dabei ertappen wir uns selbst als »Freud'sches Es«, mit einem diebischen Spaß an dem anarchischen Momentum der mephistophelischen Kunstfigur, die schmutziges Mafiageld verbrennt, sich ihre eigenen Regeln strickt und als Radikal-Reinkarnation von Pippi Langstrumpf die Welt als großen Abenteuerspielplatz begreift, während das elterlich-moralische »Über-Ich« in uns einen Weile lang ruht. Dadurch erweist sich der Bösewicht auf der Leinwand auch als Katalysator unserer eigenen dunklen Triebe die wir faszinierend radikal und vital auf der Großleinwand vor uns sehen. »Ich bin ein Hund, der Autos nachjagt«, offenbart sich der Joker zweckmäßig an einer Stelle des Films, »Ich wüsste gar nicht, was ich machen sollte, wenn ich eins erwische!« Schon bald aber kippt die dionysische Clownerei in blanken Terrorismus um und schafft damit die nötige moralische Distanz zum Anti-Helden, um die Rückkehr zur bestehenden apollinischen Ordnung, vollstreckt durch den eigentlichen Helden des Films (Batman), innerlich zu befürworten - vielleicht aber auch nur, weil dieser einfach die cooleren Spielsachen besitzt. Die Welt ist von ein paar Schurken befreit und scheinbar alles wieder beim Alten. So lernen wir, dass es zum Status quo keine wirkliche Alternative gibt - wenngleich das fairerweise für eine Comic-Verfilmung auch ein zu hoher Anspruch sein mag.


Auch im dritten Teil der Batman-Trilogie, The Dark Knight Rises (2012) geht es wieder um die Kritik am Status quo. So gebärdet sich der Superschurke des Films als angeblicher Volksbefreier, diesmal nicht im psychologischen Guerilla-Kampf gegen die bestehende Ordnung, sondern im »jakobinischen Terror« gegen eine von »spätrömischer Dekadenz« degenerierte Gesellschaftsschicht, beherrscht von einer korrupten kleinen Wall-Street-Elite - der Film spielt nur vier Jahre nach der großen Finanzkrise von 2008. Wie es Catwoman, alias Selina Kyle, am Vorabend der Revolution ausdrückt: »Ein Sturm zieht auf, [...] wenn er losbricht, werden sie sich alle fragen, wie sie je so maßlos leben konnten, während sie uns anderen so wenig lassen.« Als dann die gewaltsame »Revolution von oben« ausbricht, inszeniert zwischen radikaler (Wut-)Bürgerbewegung und »Volkssturm«, übernimmt der steroidale Stalinist Bane das Ruder, der mit seiner schwerbewaffneten Söldner-Armee, einmarschierend wie ein diktatorischer Feldherr, das Kriegsrecht ausruft, Schwerverbrecher befreit, die Oligarchen und Plutokraten vor ein Standgericht zerrt und anschließend in den sicheren Tod des »Gulags« schickt.3 Es erscheint fast wie ein ironischer Fingerzeig der Geschichte, wenn man feststellt, dass die Amtseinführungsrede des narzisstischen Rechtspopulisten Donald Trump nur eine schlecht geklaute Kopie der Anti-Establishment-Rede von Bane darstellt. So heißt es bei diesem: »Wir holen uns Gotham zurück von den Korrupten! Den Reichen! (…) Und wir geben es euch, dem Volk, zurück!« Während es bei Trump fünf Jahre später – nur geringfügig paraphrasiert - so klingt: »Wir nehmen die Macht von Washington D.C. und geben sie an euch, das Volk, zurück!«4


Als indirekte Antwort hierauf kann man die Analyse der Politikwissenschaftlerin Chantal Mouffe lesen, die den Staat von rechtslibertären Kräften als »kleptokratischen Leviathan« gegeißelt sieht. Mouffe schreibt: »[Die Krise des Wohlfahrtsstaates] ermöglichte den Konservativen, ihre Offensive gegen die Demokratie als einen Kampf für die Demokratie darzustellen. Dabei wurde Letztere unter dem Gesichtspunkt eines 'Volkes' definiert, das sich seine vom Staat konfiszierten 'Rechte' zurückholt.«5


So treibt uns der seit den 1980er-Jahren stark abgeschwächte Sozialaufstieg - und die undifferenzierte Gleichsetzung des heutigen Rechtsstaats mit einem merkantilistischen Obrigkeitsstaat absolutistischer Prägung - geradewegs in die Arme von Rechtspopulisten, die behaupten im Namen der bürgerlichen Freiheit oder der christlich-weißen Werte als »Stimme der schweigenden Mehrheit« gegen wahlweise jüdische und/oder kommunistische Mächte verteidigen zu wollen. So stürmten diffuse Querfront-Bewegungen im August 2020 erst den deutschen Reichstag in Berlin und im Januar 2021 das Kapitol in Washington. Scheinbar haben die vielen Jahrzehnte libertärer Dauerbeschallung – jene Ideologie, die den Markt über den Menschen stellt - ihre Wirkung nicht verfehlt, die uns nach dem Zusammenbruch der UdSSR an das alternativlose »Ende der Geschichte« (Francis Fukuyama) glauben ließen und die Wirtschaft entpolitisierten. Der kalte Krieg zwischen Konsumismus und Kommunismus - zumindest das, was die UdSSR dafürgehalten hatte - war vorbei, der Kapitalismus hatte gewonnen und die scheinbar letzte systemische Alternative war fortan diskreditiert.


Im Zuge der Corona-Pandemie und den geweckten Hoffnungen durch die Biden-Administration flammt nun bei vielen Menschen die Hoffnung auf, wir stünden vor einer »ökonomischen Stunde Null« und das diese Krise der »letzte Sargnagel für den Neoliberalismus«6 sei. Wer jedoch glaubt, dass Veränderungen einfach so vom Himmel regnen, der unterschätzt die Beharrungskräfte in der Welt gewaltig, denn nach den gemeinsamen Solidaritätsbekundungen und einem allgemeinen Applaus für systemrelevante Jobs wie Pfleger und Krankenhausangestellte werden schon wieder Stimmen laut, die dazu auffordern, ab sofort den Gürtel enger zu schnallen und beim Sozialstaat den Rotstift anzusetzen. Befinden wir uns also wie Wettermann Phil Conners im Filmklassiker Und täglich grüßt das Murmeltier in einer fortwährenden Wiederholungsschleife, aus der es kein Entrinnen gibt?


Das Ziel dieses Buches ist es daher den verengten öffentlichen Debattenraum – ganz insbesondere im Bereich der Ökonomie - wieder für Alternativen zu weiten, um die Marktmythologie nicht weiter als unüberwindliche Naturgesetzlichkeit, um ihrer selbst willen, zu akzeptieren, sondern das Kapital konsequent dem ökologischen und sozialen Wohl unterzuordnen. Denn nicht die Wahl, bei der eine Minderheit eine Mehrheit akzeptieren muss, ist das Herzstück der Demokratie, sondern das offene Streitgespräch über gesellschaftliche Probleme. Aus diesen Gründen muss die Ökonomie repolitisiert werden, indem man die »Ökologische Frage« im Kontext der »Sozialen Frage« grundlegend neu verhandelt und Marktnormen wieder stärker in Sozialnormen integriert. An erster Stelle steht aber die Aufklärung. Denn um unsere Wirtschaft zu verändern, müssen wir diese zunächst einmal verstanden haben. Denn selbst der genialste Künstler kann mit den gängigen Gesetzen nur dann brechen und etwas Neues erschaffen, wenn er auch die Spielregeln des Systems verstanden hat. Dieses Buch soll hierzu einen kleinen Beitrag leisten.





2. Wirtschaftspolitik: Was war zuerst da, dass


Angebot oder die Nachfrage?




I. Homo sapiens und Homo oeconomicus


Vom »Urkommunismus« zum »Ultrakapitalismus«


- Die ökonomische Menschheitsgeschichte


Die Geschichte des Homo sapiens begann vor etwa 150.000 Jahren in Ostafrika, als eine Geschichte von egalitären Jäger- und Sammlergemeinschaften. Diese ostafrikanischen Nomadenstämme gingen dann, vor etwa 12.000 Jahren, in eine Epoche der Sesshaftwerdung über, in der die Menschen sich als Bauern und Viehhalter niederließen (»Neolithische Revolution«). Aus diesen entstanden später erst kleinere, dann größere Dorfgemeinschaften. Viele germanische Stämme bewirtschafteten später ein dörfliches Gemeindeland (Allmende), das allen gleichermaßen gehörte. Nach und nach verdichteten sich diese Gemeinschaften. Die Strukturen wurden organisatorisch komplexer und durch ungleicher werdenden Bodenwert und Besitz auch hierarchischer. Zudem ging mit der Ausweitung des Handwerks eine zunehmende Arbeitsteilung einher. Auf dem Gebiet der arabischen Halbinsel bildeten sich mit Mesopotamien, der Levante, Anatolien und Industal um 4.000 v. Chr. die ersten Hochkulturen. Noch zu Zeiten der großen griechischen Philosophen (Sokrates, Platon, Aristoteles) befand sich die Wirtschaft, abgesehen vom Bevölkerungswachstum, in einem weitgehend stationären Zustand. Der körperlichen Arbeit haftete nun etwas Abschätziges an und wurde daher vorrangig von Sklaven erledigt. Insofern war die Philosophie, die Liebe zur Weisheit, nicht nur ein Produkt der Neugierde, sondern ebenso sehr auch der Langeweile – ein Nebenaspekt der durch Sklavenarbeit neu gewonnen Lebenszeit. Einer der ersten Philosophen, die sich nachweislich mit der Wirtschaft auseinandersetzten, war Platon (428-348 v. Chr.), der in seinem Hauptwerk »Politeia« einen Idealstaat entwarf, indem die »Philosophenherrscher« die Geschicke des Stadtstaates steuerten. Die frühe Wirtschaftstheorie war hierbei überwiegend Ethiklehre, denn die heutigen Begriffe und Strukturen gab es zu dieser Zeit noch nicht, weshalb man die Wirtschaft überwiegend auf Sittlichkeitskriterien hin untersuchte.


Auf die Zeit der Antike folgte die Zeit der mittelalterlichen Königreiche (6.-15. Jh.). Vorherrschend war dabei lange Zeit das Wirtschaftssystem des Feudalismus (ab 10. Jh.), in dem Grund und Boden das Maß aller Dinge darstellten – damit war es das »Kapital« der vorindustriellen Zeit. Freie Bauern, die durch Missernten in eine Schuldknechtschaft gerieten, wurden hierdurch immer stärker zu unfreien Bauern, die einen beträchtlichen Teil ihrer Ernte an den Großgrundbesitzer abtreten mussten, auf dessen Feld sie nun viele Stunden als Abhängige schufteten. Nach der Renaissance und zu Beginn der Neuzeit rückte durch den Gutenberg'schen Buchdruck und die kopernikanische Wende (15.-16. Jh.) mit der Ausweitung des Handels und der Kaufmannszünfte, zunehmend die Beziehungen zu weit entfernten Ländern in den Fokus der Herrschenden. Nach und nach setzte sich eine stark interventionistische und protektionistische Wirtschaftspolitik durch, die man später als Merkantilismus (16.-18. Jh.) bezeichnete – die deutsche Variante hiervon titulierte man hingegen als »Kameralismus«.7 Der Merkantilismus zeichnete sich durch den Bedarf der absolutistischen Herrscher aus, ihren Herrschaftsapparat bestehend aus Armeen, Schlössern und Beamten zu finanzieren und ihre Macht auszudehnen. Hierzu versuchten sie den Wettbewerb nach ihren Interessen auszurichten und zu verzerren, indem sie Exporte förderten und gleichzeitig Importe durch Zölle verteuerte. Mit den dadurch erzielten Handelsüberschüssen hatten sie dann ausreichend Geld zur Verfügung, um Kriege anzuzetteln und die Ressourcen anderer Länder zu plündern. Der Merkantilismus wurde dabei durch die ökonomische Schule der französischen »Physiokratie« (18. Jh.), vor allem durch dessen Hauptvertreter, den französischen Chirurgen und Ökonomen François Quesnay (1694-1774), angegriffen, der ein entschiedener Gegner des Merkantilismus war. Die Physiokraten grenzten sich bewusste von der imperialistischen Politik des »Sonnenkönigs« Ludwig XIV. ab, traten für eine stärkere Liberalisierung des Handels ein und betonten gleichzeitig, dass der Reichtum eines Landes einzig aus seiner Natur heraus möglich sei, d.h. aus seinen Selbstversorgungskräften in Form von Landwirtschaft, Fischerei, Bergbau und Abholzung (»Subsistenzwirtschaft«). Das industrielle Gewerbe hingegen veredele den Physiokraten zu Folge lediglich die Früchte dieser Feldarbeit. Zudem sahen die Physiokraten den steten Geldumlauf als dringend notwendig an, um den Wohlstand eines Landes zu sichern, weswegen man die Wirtschaft darauf ausrichten sollte, deren Hortung, insbesondere aber deren stetige Akkumulation durch Zinsen, zu verhindern. Von einem Treffen mit den Physiokraten in Paris ließ sich so auch der erste »Weltökonom« der Geschichte inspirieren, der Brite Adam Smith (1723-1790). Der Vater der Klassischen Nationalökonomie gilt dabei mit seinem Werk »Der Wohlstand der Nationen«, veröffentlicht zu Zeiten der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung (1776), als erster großer Analytiker des beginnenden englischen Frühkapitalismus.


Die unsichtbare Hand des Marktes


- und die Faust im Nacken




»Die Ideen der Nationalökonomen und politischen Philosophen, gleichgültig, ob sie nun richtig oder falsch sind, sind von weit größerem Einfluß, als man gemeinhin annimmt. In Wirklichkeit wird die Welt von fast nichts anderem regiert.«8





(John Maynard Keynes, britischer Ökonom)


»Die Macht abstrakter Gedanken beruht in hohem Maße auf eben der Tatsache, dass sie nicht bewusst Theorien aufgefasst, sondern von den meisten Menschen als unmittelbar einleuchtende Wahrheiten angesehen werden, die als Voraussetzungen fungieren, die stillschweigend angenommen werden.«9


(Friedrich von Hayek, österreichischer Ökonom)


»Die herrschenden Ideen einer Zeit waren stets nur die Ideen der herrschenden Klasse.«10


(Karl Marx, deutscher Ökonom)


Die Klassische Nationalökonomie wurde dann ab 1870 zur Wirtschaftstheorie der »Neoklassik« formalisiert, geglättet und zu einer Art »mathematisiertem Materialismus« weiterentwickelt, der auch heute noch den ökonomischen Mainstream dominiert. Die (Neo)-Klassiker lieferten dabei die passenden Theorien (komparativer Kostenvorteil, Grenznutzenschule, Gleichgewichtstheorie) zum neuen Zeitgeist des »Liberalismus«, der sich nach dem Fernhandel der Kaufmannszünfte nun vermehrt auf die aufstrebende Industrie ausrichtete. Dass die Ökonomen sich für »freie Märkte« einsetzten und dafür, dass das Ausland seine Schutzzölle fallen ließ, passte den Herrschenden dabei natürlich sehr gut ins Konzept, denn Großbritannien hatte als Mutterland des Kapitalismus bereits einen enormen Wettbewerbsvorteil und suchte nun nach möglichst attraktiven neuen Absatz- und Rohstoffmärkten. So war die vorherrschende Theorie schon immer auch die Theorie der Herrschenden. Dadurch naturalisiert diese Theorie aber auch sehr ungleiche Klassenverhältnisse. Wäre dies nicht so, dann hätte man ansonsten daraus schlussfolgern müssen, dass die Herrschaft illegitim wäre, gefährliche Gedanken also, insbesondere in einem Land, in dem Folter und Todesstrafe gängige Herrschaftsinstrumente und geübte Praxis waren.


Das Menschenbild hinter der Neoklassik ist das des »Homo oeconomicus«, eines rein rational handelnden Menschen, der seine »vernünftigen« Entscheidungen einzig und allein auf Basis seiner Nutzenmaximierung trifft. Nicht etwa dynamische sozialpsychologische Abwägungen spielen bei diesem eine Rolle, sondern reines Kalkül. In den neoklassischen Modellen wird dabei ein mit individuellem Fleiß, Fantasie und Talent ausgestatteter Arbeiter zu einem gleichförmigen Stück Arbeitskraft verdinglicht. Dabei ist es zwar nicht verwerflich für ein theoretisches Modell vereinfachende Annahmen zu treffen, gefährlich wird es aber dann, wenn man das Modell mit der Realität verwechselt und dessen schwerwiegende Implikationen als »Kollateralschäden« marginalisiert. Umso wichtiger ist es daher, dass ökonomische Theorien und Theoretiker, die einen erheblichen Einfluss auf Millionen von Menschenleben haben könnten, regelmäßig ihren »Elfenbeinturm« verlassen.


Ihre ursprüngliche (a)moralische Rechtfertigung zieht die (Neo-) Klassik aus dem »Utilitarismus« von Jeremy Benthman (1748-1832) und dem »Sozialdarwinismus«, den Herbert Spencer (1820-1903) vertrat. Ersterer propagiert die Nutzenethik als das quantitative Glück der vielen, über das quantitative Unglück der wenigen, während der Sozialdarwinismus die Auffassung vertritt, dass die Schwachen in einer Gesellschaft der »natürlichen Auslese« zum Opfer fallen sollten, damit nur »die Starken« überleben. Auch andere Wissenschaftler wie Nassau Senior (1790-1864), Vilfredo Pareto (1848-1923) oder James Mill (1773-1836) sowie sein Sohn John Stuart Mill (1806-1873) klecksten fleißig mit Tinte, um die Härten eines ungerechten Systems als unabänderliche Naturgesetze festzuschreiben. So schob Mill Junior die zunehmende Armut der Arbeiter deren eigenem Verschulden zu, weil diese sich durch ihren ungezügelten Fortpflanzungstrieb und das dadurch zunehmende Arbeitskräfteangebot in ihre eigene »Unterentlohnung« manövrierten. So leitet sich der als verbale Geringschätzung gebrauchte Wortursprung »Proletarier« vom Wort proles für Nachkommen ab, denn die Unterschicht besaß schließlich nichts außer ihren Kindern. John Stuart Mill schrieb ferner: »Wenige Verbesserungen können in der Moral erwartet werden solange nicht die Erzeugung großer Familien mit denselben Gefühlen angesehen wird wie Trunksucht oder eine andere physische Ausschweifung.«11


Nach Mill war also nicht die Ausbeutung schuld am Elend der Armen, sondern deren moralische Schwäche, ihren Trieb im Zaum zu halten. In Aussagen wie denen von Unternehmerin Gloria von Thurn und Taxis »Der Schwarze schnackselt gerne«12 oder Fleisch-Fabrikant Clemens Tönnies »Dann hören die [Afrikaner] auf, die Bäume zu fällen, und sie hören auf, wenn's dunkel ist [...] Kinder zu produzieren«13 klingt diese Geringschätzigkeit auch heute noch in Form einer rassistischen Kolonialherrenattitüde nach und offenbart ein arrogantes Überlegenheitsgefühl, das, wenn auch selten öffentlich geäußert, immer noch tief in der Gesellschaft verankert scheint. Denn Überraschung: Auch der Weiße »schnackselt« gerne, weshalb die Zahl der Kinder in erster Linie auch kein kulturelles Merkmal ist, sondern ein ökonomisches. Steigt der Lebensstandard, sinkt auch die Geburtenrate. Denn wenn auch Frauen die Option haben Karriere zu machen und an der Vielfalt des Lebens teilzuhaben, erhöhen sich auch ganz zwangsläufig deren »Kosten« zugunsten der Familie auf diese Möglichkeiten zu verzichten. Aber natürlich ist es immer bequemer, lediglich auf die verkommene Moral Einzelner - seien es nun Banker oder Sozialhilfeempfänger - abzuzielen, als die Verhältnisse an sich zu hinterfragen. Es war daher nur eine Frage der Zeit, bis sich der Fremdherrschaft und Ausbeutung eine massive Gegenbewegung entgegenstellte.


Sozialismus als Emanzipationsbewegung der


Machtlosen


Während nun also die (Neo-)Klassiker, die ihre Analysen meist nahtlos mit dem wirtschaftspolitischen Leitbild des großbürgerlichen Liberalismus verknüpften, sich von der Wohlstandsmehrung zunehmend auf den Markt als selbstregulierendes Allheilmittel fokussierten, nahmen sie vom Elend der Arbeiter (»Pauperismus«) nur wenig Notiz. Die Grundannahme, dass die Marktwirtschaft, angetrieben durch den Eigennutz jedes Einzelnen, letztendlich dem Wohle aller diente, nutzte den lohnabhängigen Arbeitssklaven jedoch herzlich wenig, die zusammen mit ihren Kindern in schmutzigen Fabriken ihre 16-Stunden-Arbeitstage fristeten und die ihre Depression über ihr kurzes und dreckiges Leben meist nur mit viel Alkohol ertragen konnten.


In dem späteren Stummfilm-Klassiker »Moderne Zeiten« (1936) von Charlie Chaplin parodiert dieser den seinerzeit vorherrschenden »Taylorismus«, benannt nach dem US-amerikanischen Ingenieur Frederick Winslow Taylor (1856-1915), der ein Technokrat war, der den Arbeitern ihre Tätigkeiten mit hochdetaillierten Arbeitsanweisungen genauestens vorschrieb. Dabei vertrat er das Motto, dass Arbeiter ähnlichen Gesetzen gehorchen, wie Teile einer Maschine. Daher verwundert es auch wenig, dass er diese wie Maschinen behandelte und damit den Menschen vom antiken Feldsklaven in einen postmodernen Fabrikroboter verwandelte, dessen Wert sich nur noch nach dessen Nutzen und Funktionalität im System bemaß.


Die zur Mitte des 19. Jahrhundert aufkommende und sich zunehmend verschärfende »Soziale Frage« rief daher eine neue revolutionäre Strömung auf den Plan. »Ein Gespenst geht um in Europa – das Gespenst des Kommunismus«, schrieben Karl Marx (1818-1883) und Friedrich Engels (1820-1895) in ihrem »Kommunistischen Manifest« (1848). Sie folgten damit den vor allem in Frankreich aufkommenden sozialistischen Strömungen um Henry Saint-Simon (1760-1825), Charles Fourier (1772-1837), Louis Blanc (1811-1882) und Pierre-Joseph Proudhon (1809-1865). Letzterer verkündete bewusst provokativ »Eigentum ist Diebstahl«, während Paul Lafargue (1842-1911), der spätere Schwiegersohn von Marx, gar ein »Recht auf Faulheit« (1880) forderte, welches als die Gegenthese zum »Recht auf Arbeit« (1793) sein sollte. Ein Essay, das aber gar kein Grundrecht auf Faulheit einforderte, sondern die Abschaffung der kapitalistischen Logik, da Lafargue die Fabriken als die Fortsetzung von »Sklavenmoral« und »Entbehrungsethos« der Kirchen mit anderen Mitteln ansah.


In Deutschland kamen bei den Sozialisten etwas später Ferdinand Lasalle (1825-1864) und Ludwig Feuerbach (1804-1872) hinzu. In Russland Pjotr Alexejewitsch Kropotkin (1842-1921) und Michail Alexandrowitsch Bakunin (1814-1876). In Großbritannien William Godwin (1756-1836) und Robert Owen (1771-1858) und in Amerika Henry David Thoreau (1817-1862), Josiah Warren (1798-1874) und Benjamin Tucker (1854-1939) – um nur einige Namen zu nennen. Auch wenn die genannten Personen den Kommunismus unterschiedliche auslegten, etwa in der Frage, ob nur das Privateigentum von Produktionsmitteln (Marx) oder ob das Privateigentum per se (Proudhon) schädlich sei, so war ihre Grundhaltung dieselbe: Ein ausbeuterisches »Weiter so!« könne es nicht geben.


Grundsätzlich unterscheidet man beim Sozialismus zwei Flügel, den antiautoritären Anarchismus, vorrangig vertreten durch den Russen Bakunin, der diesen als eine Form der »Freiheit von Fremdherrschaft« ansah, nicht aber als rechtloses Gewaltchaos. Wie es Proudhon formulierte: »Anarchie ist Ordnung ohne Herrschaft«. Ein Konzept, das Libertäre für die Theorie der »spontanen Ordnung«, versinnbildlicht durch die »unsichtbare Hand des Marktes«, später adaptierten sollten. Auf der anderen Seite der vorrangig durch den Deutschen Marx vertretene Kommunismus, der eine Übergangs-Herrschaft durch die Arbeiterschaft bzw. deren Kaderpartei vorsah (»Diktatur des Proletariats«). Eine Form des Sozialismus, die daher auch als »Staatssozialismus« verunglimpft wurde. Dabei wurde Marx auch vorgeworfen, er wolle den Kapitalismus gar nicht überwinden, sondern ihn vielmehr den Kommunisten »übereignen«.


Marx und Bakunin, obwohl äußerlich einander stark ähnelnd (beleibt und bärtig), waren doch innerlich auf das Herzlichste miteinander verfeindet. So führten deren Streitigkeiten auch zum Bruch der progressiven Vereinigung aus Anarchisten und Kommunisten (Internationale Arbeiterassoziation, 1864-1872). Auf dem Weg zur Verwirklichung der klassenlosen Gesellschaft unterschieden sich Bakunin-Anarchisten und Marx-Kommunisten dabei vor allem in der zeitlichen Dimension ihrer sozialistischen Transformation. Die Anarchisten wollten die elitäre Fremdherrschaft per Revolution unverzüglich durch eine herrschaftslose, dezentrale Selbstverwaltung und Arbeiterräte ersetzen. Die Marx'schen Kommunisten, die ebenfalls eine Revolution anstrebten, wollten hingegen die Kapitalistenherrschaft zeitweise durch eine Arbeiterherrschaft ersetzen, die dann aber später ebenfalls in einer herrschaftsfreien und egalitären Gesellschaft enden sollte. Wie Engels schrieb:


»Der erste Akt, worin der Staat wirklich als Repräsentant der ganzen Gesellschaft auftritt – die Besitzergreifung der Produktionsmittel im Namen der Gesellschaft – ist zugleich sein letzter selbständiger Akt als Staat. Das Eingreifen einer Staatsgewalt in gesellschaftliche Verhältnisse wird auf einem Gebiete nach dem anderen überflüssig und schläft dann selbst ein. An die Stelle der Regierung über Personen tritt die Verwaltung von Sachen und die Leitung von Produktionsprozessen. Der Staat wird nicht ῾abgeschafft῾, er stirbt ab.«14


In ihrer Zielsetzung waren sich die beiden Arbeiterrevolutionäre Marx und Bakunin sehr ähnlich, unterschieden sich dabei aber erheblich in der Vorstellung über den richtigen Weg dorthin. Marx-Kommunisten sahen den Staat als ein notwendiges transformatorisches Werkzeug auf dem Weg zur »Gleichfreiheit« an. Bakunin-Anarchisten betrachteten ihn hingegen als ein Grundübel, das schleunigst überwunden werden müsse.


Beide Ansätze hatten dabei ihre Schwachstellen. Denn während die »Staatssozialisten« bzw. Kommunisten damit unbeabsichtigt den Weg ebneten für ein osteuropäisches System, in dem im 20. Jahrhundert Zentralismus und Dirigismus zur Dauereinrichtung verkamen, übersahen die Anarchisten, dass ganz ohne Herrschaft ein chaotisches Machtvakuum entstehen konnte, dass dann von Terroristen oder Militärjunta ausgefüllt würde und in gewaltsamen Konterrevolutionen und Restaurationsbewegungen mündete - wie die Rückkehr der Bourbonen-Könige, die auf die Französische Revolution folgte. Daher musste schon zu Zeiten der Französischen Revolution das einfache Volk mit dem Großbürgertum paktieren, um die Repressionen des Feudaladels zu überwinden, auch wenn man sonst nicht viel gemeinsam hatte. So sollte man nie die konservative Seele einer Bevölkerung unterschätzen, von denen die allermeisten einfach in Ruhe leben, arbeiten und essen wollen und die sich nach stabilen Verhältnissen und einer überschaubaren Ordnung sehnen, auch wenn diese auf Kosten großer Ideale geht. Letztendlich sollte man zumindest anerkennen, dass die Stabilität eines Rechtsstaates auch ein Wert an sich ist, die notwendige wenn auch nicht hinreichende Bedingung für ein prosperierendes Wirtschaftssystem und inneren wie äußeren Friedens.


Der revolutionäre Geist hatte sich Mitte des 19. Jahrhunderts in ganz Europa ausgebreitet und ein entscheidender Machtwechsel bahnte sich an, allerdings nicht zwischen Arbeitern und Ausbeutern, sondern zwischen »Landkapitalisten« (den adeligen Großgrundbesitzern) und »Stadtkapitalisten« (dem industriellen Unternehmertum). So brachte der Liberalismus zwar formelle Gleichheit in der Gesetzgebung mit sich, er beseitigte jedoch nicht die faktische Ungleichheit. Recht wurde vollstreckt, die Ungerechtigkeit blieb.


Reichsgründung und Hochindustrialisierung in Deutschland


Im Parlament entbrannte durch die »Deutsche Frage« zunehmend Streit zwischen den restaurativen Kräften der kronloyalen Konservativen und den seit der Deutschen Revolution von 1848 erstarkten Kräften der konstitutionsfordernden Nationalliberalen, welche die Gründung eines in einer Verfassung eingebetteten Nationalstaats als einen Garanten für liberal-libertäre Eigentums- und Freiheitsrechte ansahen. In der politischen Gesellschaft spiegelte sich der grundlegende Konflikt zwischen der alten feudalen Welt, beherrscht vom ländlichen, geburtsständischen Großbürgertum der Agrarwirtschaft (»Feudalkapitalisten«) und der neuen kapitalistischen Welt eines städtischen, besitzständischen Großbürgertums der Industriewirtschaft (»Wachstumskapitalisten«) wider. Der Konflikt ging mit der Gründung des Deutschen Kaiserreichs 1871 schließlich in Form einer konstitutionellen Monarchie unter Führung von Reichskanzler Otto von Bismarck (1815-1898) in eine neue Ordnung über und führte dazu, dass die gemeinsamen Geld- und Machtinteressen der Besitzenden (nationallibertäre Kapitalisten und erzkonservativen Großgrundbesitzern) sich nun gegen die revolutionäre Bewegung der Besitzlosen verbündete - den Sozialismus. Nach dem Liberalismus im 17. Jh. und dem Konservatismus im 18. Jh. stellte der Sozialismus im 19. Jh. die dritte große politische Weltanschauung dar. Durch die massenhafte Verelendung einer unterbezahlten und unter menschenunwürdigsten Bedingungen schuftenden Arbeiterschaft rückte jetzt anstelle der »Deutschen Frage« die »Soziale Frage« auf die Agenda der Politik. Der machiavellistische und erzkonservative Reichskanzler Bismarck nahm den Revolutionären jedoch bald schon den Wind aus den Segeln, indem er durch die Einführung allgemeiner Sozialversicherungen (1883-1889) den Sozialstaat begründete, womit er den Sozialisten inhaltlich das Wasser abgrub und ihnen zur eigenen Systemstabilisierung und Machterhaltung die revolutionäre Spitze nahm. Um ganz auf Nummer sicherzugehen wurde die politische Bewegung aber später durch das »Sozialistengesetz« (1878-1890) auch formell verboten.


Mit der Gründung des Deutschen Reichs 1871 ging das Land nun zunehmend in eine Phase der Hochindustrialisierung über, die ihren enormen Kapitalbedarf durch die Schaffung privater Großbanken (Deutsche Bank, Commerzbank, Dresdner Bank) decken musste. So waren Staat und Kapital schon damals auf das Engste miteinander verflochten. Die wachstumsstarke Gründerphase forderte dann aber alsbald ihren Tribut und führte zu einem großen Börsencrash (»Gründerkrach«) mit einer anschließenden langen Phase (1873-1890) zwischen schwankendem und stagnierendem Wirtschaftswachstum. Hiermit fand gewissermaßen eine Abkühlung der vorangegangenen Exzesse statt, denn der Einbruch der Finanzmärkte hatte seine Ursache in einer überhitzen Konjunktur und spekulativen Firmengründungen gehabt. Der Gründerkrach begann in Österreich-Ungarn und breitete sich von dort aus weiter nach Italien, Russland und Nordamerika aus. Auch Deutschland blieb nicht verschont. So wurden gleich mehrere Banken im Land zahlungsunfähig, unter anderem hatte sich eine größere Bank mit Bodenspekulationen verhoben. Die erste Euphorie über die starke Expansion der industriellen Produktion hatte sich, wie nun offen zutage trat, in ihren fiktiven Börsenkursen immer weiter von der realen Schaffenskraft entfernt. So geriet man wohl noch im Siegesrausch der gewonnen Krieges von 1871 gegen die Franzosen stehend, in eine große Spekulationsblase, deren Ende so sicher war wie das Amen in der Kirche. Doch als sie platzte, konnten Großspekulanten durch ihre windigen Advokaten ihren Kopf noch gerade aus der Schlinge ziehen. Während vormals noch mannigfaltiger Ekel der Kapitalisten vor Staatsinterventionen dominierte, wurden nun die Rufe nach Staatshilfen laut - ein Verhalten, dass uns aus heutiger Zeit sehr bekannt vorkommen sollte.


Der Hochmut der neuen industriellen Stärke sollte aber schon sehr bald wieder einen Aufschwung erleben. Nachdem der Lotse Bismarck das Schiff verlassen hatte, übernahm der politisch deutlich ungestümer auftretende Wilhelm II. das Land und manövrierte es schon bald in einen Krieg, in den eine ganze Generation euphorisch aufbrechen sollte, nur um auf den Schlachtfeldern Europas zu sterben.


Nachdem Ende des großen Krieges und dem Abdanken der alten Monarchen setzten sich nun zunehmend sozialistische Ideen durch wie in der Oktoberrevolution 1917 in Russland oder sozialdemokratische wie in der Novemberrevolution von 1918 in Deutschland, der wir immerhin den Achtstundentag verdanken. Nachdem sich ab 1924 die wirtschaftliche Situation nach einer Anpassung der Reparationsbedingungen und der überwundenen Hyperinflation von 1923, merklich gebessert hatte (»Goldene Zwanziger«) baute sich im Hintergrund schon das nächste Unheil auf. Denn als ab 1929 in den USA die große Weltwirtschaftskrise einsetzte, begann diese auch auf Deutschland überzuschwappen. Denn die Deutschen hatten in den USA hohe Kredite aufgenommen, um den unerfüllbaren Reparationsverpflichtungen aus dem 1. Weltkrieg nachzukommen - festgehalten im »Versailler Vertrag« vom 1919. Das wackelige Haus aus Schulden und Spekulationen bestehend, war zusammengebrochen. Die Weltgeschichte stand an einem entscheidenden Wendepunkt.





II. Kampf des Jahrhunderts: Keynes vs. Hayek


Ist die Wirtschaft unser Wille oder unser Schicksal?


In den 1930er-Jahren kommt es zum Jahrhundertkampf. Am 19. Juni 1936 treffen der deutsche Schwergewichtsboxer Max Schmeling und der Afroamerikaner Joe Louis im Yankee Stadium in New York City aufeinander. Schmeling hätte in der Videoanalyse seines Kontrahenten »etwas« gesehen, teilte er der Presse mit. Was er mit diesem »etwas« meinte, war die Angewohnheit seines als unbesiegbar geltenden Kontrahenten, nach einem kurzen Haken kurzzeitig seinen linken Arm fallen zu lassen. Damit tat sich ein schmales, aber sehr entscheidendes Zeitfenster auf, in dem Louis Seite ungedeckt war. Diese Chance nutze Schmeling mit einer harten Rechten und landete entgegen der 1:10-Prognose einen alles entscheidenden K.O.-Treffer in der 12. Runde. Aber nicht nur Schmeling, sondern auch der britische Ökonom John Maynard Keynes hatte etwas gesehen.


Der junge Keynes, geboren im Jahr 1883 in Cambridge, wurde von seinem ambitionierten Vater schon früh auf Leistung getrimmt. Mit 14 Jahren besuchte er das renommierte Eton-College und später dann die Universität von Cambridge. Schon früh zeigte er sich als Multitalent und eine herausragende Befähigung in Mathematik, Philosophie, Geschichte, Ökonomie und im Debattierten. Nach einer erfolglosen Bewerbung beim britischen Schatzamt schrieb es bis zu seinem 25. Lebensjahr an seiner Doktorarbeit und kehrte im Folgejahr als Dozent für Volkswirtschaftslehre nach Cambridge zurück, wo er bis zu seinem Tod unterrichtete. Mit 36 begleitete er als Mitglied der britischen Delegation die Versailler Vertragsverhandlungen, in denen die Reparationszahlungen der Deutschen nach dem verlustreichen Ersten Weltkrieg diktiert wurden. Prophetisch schrieb er in seinem 1919 erschienenem Buch »Die ökonomischen Konsequenzen des Friedens« davon, dass die Zahlungsverpflichtungen die Deutschland auferlegt wurde und die unter den vorherrschenden ökonomischen Bedingungen schlicht unerfüllbar waren, bereits den Keim eines noch größeren Krieges in sich tragen würde.15


Keynes hatte in den 1930er-Jahren etwas gesehen, für das die (neo-)klassischen Ökonomen seiner Zeit blind und taub waren. Denn was nicht sein konnte, durfte folglich auch nicht sein. So wurden die Menschen durch den unerschütterlichen Glauben an die Selbstheilungskräfte des Marktes lediglich auf die Zukunft vertröstetet, in der bestimmt irgendwann alles besser würde, denn der Markt tendiere ja zu Gleichgewicht und Vollbeschäftigung - soweit die Theorie. Die Realität hingegen sah deutlich anders aus und bestand aus Massenarbeitslosigkeit, Existenzängsten und Verelendung. Die Meinung der führenden Ökonomen musste für die Leute wie Hohn und Spott gewirkt haben, die ihre Häuser verloren, ihre Arztrechnungen nicht mehr bezahlen konnten und ihre Kinder hungern sahen. Dieses »Etwas«, das Keynes sah, war die Blindheit der herrschenden Lehre. Dass der Markt, der lediglich ein fiktives Modell war, das man auf die kapitalistische Realität projizierte, keineswegs immer zum Gleichgewicht und zur Vollbeschäftigung tendierte. Es gab keine ökonomischen Selbstheilungskräfte und der Markt konnte sich auch genauso gut dauerhaft auf einem niedrigen Niveau des Ungleichgewichts und der Unterbeschäftigung einpendeln. Für die Neoklassiker war ein solcher Zustand völlig undenkbar gewesen, denn das Angebot würde seine Nachfrage ja immer selbst schaffen, weil es aber eine »Nachfrage-Krankheit« in ihrer Vorstellung nicht gab, hatten sie weder Medikamente noch Behandlungsmethoden ersonnen, die Linderung verschafft hätten.


»In the long run, we are all dead16 – Auf lange Sicht sind wir alle Tod«. In diesem pointierten Satz brachte Keynes einmal vortrefflich diese ganze Paradoxie der Aussage - »Der Staat solle sich nicht in die Wirtschaft einmischen« - auf den Punkt. Womit er die Elfenbeinturm-Ökonomie auf den Boden der harten Realität zurückholte. Was nützt es mir im hier und jetzt auf eine ungewisse Zukunft zu vertrösten, in der sich meine Hoffnungen vielleicht erfüllen werden – vielleicht aber auch nicht – und vielleicht wird es sogar noch schlimmer. Aus diesem Grund müsse der Staat Kredite aufnehmen und damit öffentliche Investitionen tätigen, um als Nachfrage-Lokomotive die Privatwirtschaft mitzureißen und neue Jobs zu schaffen, damit durch die Staatsstimuli das Vertrauen in die Wirtschaft zurückkehrt und die Geldhortung beendet.


Entgegengesetzt zu Keynes standen die neoklassisch-neoliberalen Ökonomen aber in ganz besonderer Schärfe der Österreicher Friedrich August von Hayek. Der sechzehn Jahre jüngere Gegenspieler von Keynes wurde 1899 als Sohn eines österreichischen Arztes und Botanikers in Wien geboren. Nach kurzem Kriegseinsatz begann er mit 19 Jahren sein Jura-Studium, absolvierte aber lieber Kurse in Volkswirtschaftslehre und Psychologie. Als Musterschüler von Ludwig von Mises, dem Hauptvertreter der libertären Österreichischen Schule, verwandelte er sich schnell von einem anfangs noch von sozialistischen Ideen begeisterten Studenten in einen libertären Hardliner. So entdeckte von Hayek unter anderem seine Bewunderung für den niederländischen Arzt und Sozialtheoretiker Bernard Mandeville (1670-1733), der in seinem Hauptwerk (der »Bienenfabel«) die These vertrat, dass Laster dem Gemeinwohl dienlicher seien als Tugendhaftigkeit. Nicht Bescheidenheit, Demut und Friedfertigkeit brächten den Wohlstand und den Fortschritt der Gesellschaft voran, sondern Gier, Ausbeutung und Verschwendung. Eine Aussage, die zurecht von einer großen Mehrheit von Menschen (u.a. auch Adam Smith) abgelehnt wurde. Auch heute noch findet man in der herrschenden Wirtschaftsideologie diese inhumane und amoralische Grundhaltung wieder. Denn wenn Mandeville etwa schreibt, »daß in einem freien Volke, wo die Sklaverei verboten ist, der sicherste Reichtum in einer großen Menge schwer arbeitender Armer besteht«17, dann knüpft dies direkt an die Aussage des deutschen Entwicklungsministers an, dass für jeden Menschen in den wohlhabenden Industrieländern - etwa auf den Kaffee- und Kakaoplantagen Westafrikas - im Schnitt rund 50 Sklaven (!) aus Entwicklungsländern für unseren Wohlstand arbeiten.18 Was umso schockierender ist, wenn man bedenkt, wie billig eine nachhaltige Lieferkette zu haben wäre. So würde eine Jeans aus Bangladesch, die unter fairen Bedingungen produziert würde, gerade einmal 2 Euro mehr kosten (7 Euro) als eine unfair produzierte Jeans (5 Euro).19


»Erweckt« durch die Lektüre »Die Gemeinwirtschaft« (1922) seines Mentors von Mises, aber auch indirekt durch das Vorbild der britischen »Fabian Society« (einem sozialistischen Zusammenschluss von Intellektuellen), avancierte Hayek schnell zum Vordenker neoliberaler Denkfabriken, insbesondere der »Mont Pelerin Society« (1947), mit der wir uns noch näher beschäftigen werden. Vorerst aber geriet Hayek mit seiner kompromisslosen anti-interventionistischen Position zunehmend in die Isolation. Zwar emanzipierte sich Hayek später ein Stück weit von der neoklassischen Gleichgewichtslehre sowie von der Theorie des Homo oeconomicus (Stichwort »Evolutionsökonomik«), jedoch nur, um sich jetzt umso stärker der praktischen Abdichtung, Verrechtlichung und Immunisierung des Marktes und des Sondereigentums gegen jede Form der demokratischen Einmischung zuzuwenden. Das »Staatsvolk« sollte zum »Marktvolk« erzogen werden, dass seine Regierung nicht mehr selbst wählt, sondern von den strengen Gesetzen von Angebot und Nachfrage. Hierfür schlug er globale Institutionen vor, die das Kapital entgrenzen sollten, damit es sich jederzeit dem Zugriff eines Landes entziehen konnte, wenn ihm etwa der Steuersatz nicht mehr gefiel. Die rhetorischen Übertreibungen von Hayek, die jede auch noch so kleine Marktkorrektur als Vorboten einer totalitären sozialistischen Diktatur dramatisierten, legitimierte dieser als »taktische Waffe« zur allgemeinen Abschreckung.20


Wer diesen Widerstreit zwischen dem (links-)liberalen Keynes und dem (rechts-)libertären von Hayek unterhaltsam aufbereitet sehen möchte. Der sollte sich im Internet das Video »Fear the Boom and Bust: Keynes vs. Hayek - The Original Economics Rap Battle!« ansehen, indem die beiden Ökonomen sich einen verbalen Schlagabtausch über ökonomische Konzepte liefern. Der Originaltext des Schlagabtauschs und die freie Übersetzung hierzu finden sich im Anhang dieses Buches.


Der Ökonom Heiner Flassbeck weist jedoch zurecht darauf hin, dass die Sichtweise, es gäbe einen gleichrangigen Boxkampf zwischen makroökonomischen Nachfrageökonomen (Keynesianern) und mikroökonomischen Angebotsökonomen (Hayekianer) bisweilen einen falschen Eindruck erweckt. Denn die makroökonomische Sichtweise, die Keynes und andere in die Ökonomie einbrachten, besitzt eine buchhalterische Allgemeingültigkeit, weil die Welt in Summe weder Schulden noch Guthaben besitzen kann - anders als in der Mikroökonomie. Denn dafür bräuchte es immer einen Gegenpart - also den Mars oder die Venus. Die mikroökonomische Sichtweise der Angebotsökonomen aber ignoriert dies hartnäckig und geht wie ein Unbelehrbarer immer wieder hinter dieses Wissen zurück.21


Hayek jedenfalls musste einen langen Atem beweisen, bis er aus der ökonomischen Versenkung wieder auferstehen konnte - seine große Stunde würde erst noch kommen. Doch zunächst einmal war John Maynard Keynes der Mann der Stunde, der mit seiner »Allgemeinen Theorie« (1936) das Gleiche für das 20. Jahrhundert darstellte, wie Karl Marx mit seinem »Kapital« (1867) für das 19. Jahrhundert oder wie Adam Smith mit seinem »Wohlstand der Nationen« (1776) ein Jahrhundert zuvor - er war ein »Jahrhundertökonom«. Smith hatte den Kapitalismus verwissenschaftlicht, den sowohl Marx als auch Keynes kritisierten, Marx jedoch wollte den Kapitalismus überwinden, Keynes ihn fairer und stabiler machen.


Eine Abzweigung, zwei Wege:


Wir sind jetzt alle Keynesianer!


Die 1930er-Jahre waren ein historischer Wendepunkt, dessen brutale Konsequenzen erst nach und nach deutlich wurden. Denn die Toten dieser Krise waren nicht nur die Börsenspekulanten, die sich 1929 mit einem Fenstersturz aus ihren Wolkenkratzern ihrer Verpflichtungen entledigten, nicht die Menschen, die aus Verzweiflung Suizid begangen oder diejenigen, die elendig verhungerten, diese stellten - in Anbetracht der größten Katastrophe des 20. Jahrhunderts – geradezu eine Randgruppe dar. Auf indirekte Weise waren die wahren Toten der Finanzkrise die 55 Millionen Menschen, die im Zweiten Weltkrieg ihr Leben verloren. Denn der weltwirtschaftliche Untergang, die Massenarbeitslosigkeit, die Wut und die Verzweiflung bereiteten – neben vielen anderen Faktoren - den fruchtbaren Boden für die wirkungsvolle Propaganda der Nazis – Sie befeuerten die Rufe nach einem »starken Mann«, der es richten solle.


Die Welt stand also in den 1930er-Jahren vor einer entscheidenden Weggabelung. Man konnte weiterhin eine Austeritätspolitik verfolgen und es sich als unbeteiligter Zuschauer bequem machen – so geschah es etwa in Deutschland durch die konservative Sparpolitik von Brünings - oder man konnte sich aus dieser unheilvollen Passivität befreien und neue Wege beschreiten. So wie die US-Amerikaner, die unter Präsident Franklin D. Roosevelt den Weg mutiger Wirtschafts- und Sozialreformen beschritten (»New Deal«, 1933-1938), indem sie Sozialversicherungen einführten, die Steuern für Reiche erhöhten und konsequent die Finanzmärkte regulierten. Durch diese massive Interventionspolitik sorgte der Staat dafür, dass sich die Wirtschaft nach und nach erholen konnte. Die theoretische Grundlage für diesen völligen Paradigmenwechsel in der Wirtschaftspolitik vom Raushalter-Staat zum Einmischer-Staat war dabei in erster Linie Keynes zu verdanken.


Doch weil man sich aus einer Krise nicht heraussparen kann, scheiterte die konservative Politik in Deutschland. So waren es nun die Nazis, die nach ihrer Machtübernahme nun ebenfalls eine erfolgreiche keynesianische Wirtschaftspolitik verfolgten, allerdings keine »links-keynesianische« wie in den USA, sondern eine »rechts-keynesianische«. Ohne aber das die Nazis überhaupt irgendein wissenschaftsbasiertes Konzept von Ökonomie gehabt hätten. Es war die richtige Politik, durch Staatsausgaben die Nachfrage zu stimulieren, zu völlig falschen Zwecken, denn nach der Autobahn kam die Aufrüstung. So bedienten sich die Nazis in ihrem eklektischen Faschismus an allem, was für ihre menschenverachtende Ideologie gerade als dienlich erschien. In der Wirtschaft spannten sie Großkonzerne für ihre Rüstungsstrategie ein, für ihren Rassenwahn bedienten sie sich am Sozialdarwinismus und der Eugenik, für Gleichschaltung orientierten sie sich an Mussolinis Faschismus und ansonsten, wie es gerade passte, an römischen Insignien oder germanischen Mythen. Von christlichen und sozialistischen Ideen wurde gerade nur das übernommen, was sich zu Propagandazwecken für die Arbeiterschaft verwerten ließ oder was der Untermauerung antisemitischer Verschwörungstheorien dienlich erschien. So propagierten die NSDAP in ihrem »25-Punkte-Programm« von 1920 zwar die »Brechung der Zinsknechtschaft«, in Wahrheit aber folgte diese leere Parole keinerlei innerer Überzeugung. Das offenbarte sich etwa in einem zynischen Tagebucheintrag von Propaganda-Minister Joseph Goebbels, der geschrieben hatte: »brechen müsse höchstens der, der diesen Unsinn anhöre«.22 So paktierten die Nazis wunderbar mit den führenden Kapitalisten und die Daimler Benz AG propagandierte etwa mit: »Wir dienen der Nation« und profitierte dafür von Wehrmachtaufträgen und Zwangsarbeitern, während Adolf Hitler Karl Marx schon alleine deshalb verachtete, weil er ihn als Vertreter des »Weltjudentums« ansah. Der Einfachheit halber wurden daher Kommunisten und Juden in der Kategorie der »jüdischen Bolschewisten« einfach zusammengefasst.23


Die Ziele beider Ideologien standen sich daher vollkommen unvereinbar gegenüber. Die kollektive Selbstermächtigung durch den Kommunismus auf der einen Seite, die kollektiven Selbstaufgabe für den Nationalismus auf der anderen Seite. So setzte man dem internationalen »Proletarier aller Länder vereinigt euch« ein nationales »Rassenkampf statt Klassenkampf« entgegen, statt einem »oben gegen unten« ein »innen gegen außen«.24


Dieser Trend zum diffusen Eklektizismus ist heute bei vielen rechtspopulistischen Vereinigungen von AfD zu Querfronten erkennbar je weiter diese ihre Koordinaten nach rechts verschiebt. In einem wilden Mischmasch versucht man so die Linken durch Umklammerung zu erdrosseln, indem man sich aneignet, was gerade passt. So hängen von den Anhängern aus dem Westen viele als »Hayekianer« einer neoliberalen Doktrin an, während von den Anhängern weiter östlich viele eine »völkische Sozialpolitik« inklusive antisemitischer Verschwörungstheorien betreiben, die sich dann in Form einer obskurantistischen Kapitalismuskritik äußert. Auch aufklärerische linke Medienkritik - die die demokratische Wichtigkeit von Medien hervorheben, um einen unverzerrten kollektiven Erfahrungsraum zu schaffen, der transparent macht, was öffentliche und was veröffentlichte Meinung ist und uns hilft, die Gesellschaft überhaupt erst zu verstehen - wird in den instrumentellen Dienst der eigenen »Lügenpresse«-Propaganda gestellt - sowie mittlerweile viele der kritischen linken Theorien, die von den Neuen Rechten adaptiert werden und sie damit im öffentlichen Diskurs kontaminieren.25 Aber zurück zum Thema.


Anders als im Deutschland der 1930er-Jahre stabilisierte sich in den USA die Demokratie, der Aufschwung der Wirtschaft gab der Nation neue Hoffnung und man erreichte 1941 sogar Vollbeschäftigung. Keynes hatte auf einer entscheidenden Konferenz zum Wiederaufbau der Weltwirtschaft (»Bretton-Woods«, 1944) entscheidend dabei mitgewirkt, ein System fester und stabiler Wechselkurse - als Grundvoraussetzung für eine globale Weltwirtschaft - zu implementieren und mit dem Internationaler Währungsfonds (IWF) und der Weltbank gründete man 1945 zwei kreditgebende Institution, die Krisen abfedern und Investitionen fördern sollten. Keynes Traum von einer gemeinsamen »Weltwährung« (dem Bancor) scheiterte jedoch an den USA, die letztendlich den Dollar als Leitwährung der Welt verankerten.


Die alliierten Siegermächte hatten 1945, anders als noch 1918, aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt und halfen Deutschland, nicht ganz uneigennützig, wieder auf die Beine zu kommen und das Land erlebte unter Kanzler Adenauer seine »Wirtschaftswunderjahre« - rund zwanzig Jahre nach den US-Amerikanern - mit enormen Wachstumsraten. Maßgeblich war dabei das niedrige Ausgangsniveau, der hohe Nachholbedarf und die im Kern noch erstaunlich intakte Industriestruktur. Die Steuereinnahmen sprudelten und schon bald herrschte Vollbeschäftigung.


Die erste Delle des wiedererstarkten Landes erfolgte erstmals durch die aus heutiger Sicht vergleichsweise kleine Rezession von 1967, auf die man mit dem »Stabilitäts- und Wachstumsgesetz« antwortet. Die darin festgehaltenen Regeln orientierten sich dabei stark an den Rezepten des Keynesianismus. Der gescheiterte CDU-Wirtschaftsminister Ludwig Erhard wurde durch den SPD-Politiker Karl Schiller (»So viel Markt wie möglich, so viel Staat wie nötig«) ersetzt, der der schwächelnden Konjunktur durch staatliche Steuerungs- und Ausgabenpolitik wieder auf die Sprünge half. Die Konjunktur war fortan nicht mehr »Schicksal«, sondern »politischer Wille«. Der Plan: Antizyklische Wirtschaftspolitik betreiben, die in schwachen Wirtschaftsphasen Steuern senkt und Staatsausgaben erhöht, die dadurch erhöhten Staatsausgaben aber in starken Wirtschaftsphasen wieder zurückfährt. Wenngleich sich die praktische Umsetzung der »Globalsteuerung« als wesentlich schwieriger herausstellte als in der Theorie. Denn es besteht immer die Gefahr, dass sich Konjunkturpolitik durch Zeitversatz (»time lag«) nicht antizyklische, sondern zunehmend prozyklisch auswirkt, was dazu führen kann, dass die Wirtschaft überhitzt, Morgen weil man zu lange oder zu spät Kohlen nachschüttet. Während der Keynesianismus von den 1930er bis in die frühen 1970er-Jahre seine Glanzzeit erlebte, arbeitete man im Hintergrund jedoch bereits an seiner Versenkung. Alles, was jetzt noch fehlte, war, dass der Gegner nach einem kurzen Haken seine Deckung fallen ließ.


Die Geburt des Neoliberalismus aus dem Geist von Paris


»Der Mensch ist gut aber die Leute san a Gesindel.«


(Johann Nestroy, Schauspieler)


Das Colloque Walter Lippman war ein Treffen von Liberal-Libertären, das 1938 in Paris stattfand und welches dazu dienen sollte, die Frage zu klären, wie man den Liberalismus zukünftig reformieren könne, der nach dem fulminanten Scheitern des Laissez-faire-Kapitalismus in der Weltwirtschaftskrise von 1929 stark gelitten hatte. Man suchte nun nach einem »Dritten Weg«, zwischen dem sogenannten »Raubtierkapitalismus« einerseits und dem sogenannten »Staatssozialismus« andererseits. Der US-amerikanische Journalist und Publizist Walter Lippman (1889-1974) vertrat einen libertär-aristokratischen Politikansatz und war dementsprechend ein überzeugter Verfechter einer neoliberalen »Expertokratie«, weil er dem »gemeinen Pöbel« für die Fragen einer komplexen Industriegesellschaft die Entscheidungskompetenz absprach. Politik sei also »eine Sache für Profis«, aus der sich der normale Bürger heraushalten soll. Lippman verachtete die Massendemokratie und sah die breite Öffentlichkeit als »unwissenden und lästigen Außenstehenden« an, dessen Rolle aber die des passiven »Zuschauers« sei. Ein direktes Zitat von ihm lautete hierzu: »Die Öffentlichkeit muss an ihren Platz verwiesen werden, damit wir durch das Getrampel und das Geschrei der verwirrten Herde nicht beeinträchtigt werden.«26


Hier offenbarte sich bereits das große Paradoxon des Neoliberalismus: Der »Marktbürger« (der Konsument) sei vollkommen rational, der Staatsbürger hingegen vollkommen irrational, dumm nur dass es sich dabei aber um ein und dieselbe Person handelte. Ein Widerspruch, der sich aber leicht auflösen lässt, den als Gefahr sahen die Libertären nicht das Einzelwesen (den Verbraucher) an, sondern das politische Kollektiv, das im Vergleich zum atomisierten Marktbürger über echte Macht verfügte. Vielen Neoliberalen sehen es daher auch heute noch am liebsten, wenn die Menschen, anstatt politische und materielle Partizipation einzufordern, lediglich mit ihrem Geldbeutel oder ihrer Fernbedienung abstimmen würden - und damit lediglich im Rahmen einer »Marktdemokratie« handelten, ohne sich politisch einzumischen. Im Zuge dieser »Privatisierung gesellschaftlicher Probleme« werden nun aber Konflikte, die nur kollektiv zu lösen sind, an die »Konsumentensouveränität« zurück delegiert und an die individuellen Einkaufszettel der Verbraucher adressiert. Der Konsument aber verfügt in einer solchen »Pseudokratie« weder immer über ausreichendes Geld noch über ausreichende Informationen über die Produktionsstandards der Waren, die dieser kauft. Weil aber bei Abstimmungsprozessen nicht das Prinzip »Ein Mensch - eine Stimme« gilt, sondern »Ein Geldschein - eine Stimme«, ist der kapitalistische Markt eben kein tägliches Plebiszit über den Produktionsprozess selbst. Denn dieser unterwirft sich selbst lediglich den Gesetzen der Profitabilität. Im Zuge der Digitalisierung zeigt sich dabei immer deutlicher, dass die sich im Abschwung befindlichen Printmedien und das lineare Fernsehen mit immer primitiveren Fernsehshows, plattem Voyeurismus, menschenverachtende Vorführung von oftmals noch minderjährigen Kandidaten bei Castingshows, witzloser Instant-Comedy und der einfallslosen Integration von Youtube-Stars, mit der man krampfhaft versucht, bei der jüngeren Generation um Aufmerksamkeit zu buhlen. Dabei sind viele Inhalte des Privatfernsehens mittlerweile um ein Vielfaches dümmer als der durchschnittliche Fernsehzuschauer. Aber warum ist das so?


Weil für ernste, innovative oder mutige Fernsehformate, die ihr Publikum erst in längeren Zeitabschnitten erobern, schlicht das geduldige Geld fehlt und weil Werbepartner abzuspringen drohen, wenn nicht kurzfristig die Quote stimmt. Das Volk hat also keinesfalls das Fernsehprogramm, das es verdient - sondern das, was es vorgesetzt bekommt. Oder mit anderen Worten: Es gibt zwar eine Fernbedienung, es gibt aber keine »Vor-Fernbedienung«.


Nimmt der Staat den Begriff der »Volkssouveränität« daher ernst, so reicht es daher nicht aus dessen Verantwortung auf den Konsumenten abzuwälzen und zynisch-naiv zu meinen, nur mit der Addition von konsumtiven Einzelinteressen ließe sich die systemische Logik der Gewinnmaximierung auf Gemeinwohlorientierung lenken. Eine solche Haltung, die die herausgehobene Stellung des Staates als Gesetzgeber, der der »kapitalistischen Vernunft« eine »demokratische Vernunft« entgegensetzten und schädliche Produktion verhindern kann, von sich weist, findet sich dabei leider viel zu häufig in der politischen Klasse. Wie etwa bei Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner, die beharrlich auf die völlig unwirksamen »freiwilligen Selbstverpflichtungen« der Unternehmen setzt und die politische Verantwortung des Staates in staatliche Bevormundung umdeutet, wenn die Bundesministerin als »Lobby-Glucke« rhetorische Nebelkerzen zündet, wie die, dass der Staat nicht den Einkaufszettel schreiben dürfe27 - was aber auch niemals irgendjemand gefordert hatte.28


Wer darf an die Fleischtöpfe der Macht?


- Die Dewey-Lippmann-Kontroverse


»Macht korrumpiert, absolute Macht korrumpiert absolut.«


(Lord Acton, Historiker)


»Wie können wir politische Institutionen so organisieren, daß es schlechten oder inkompetenten Herrschern unmöglich ist, allzu großen Schaden anzurichten?«29


(Karl Popper, Philosoph)


Ganz im Gegensatz zu Lippman stand der Sozialreformer und Pädagoge John Dewey (1859-1952) ein glühender Verfechter einer aufgeklärten und mündigen Demokratie, der versuchte, die zentrale Frage zu beantworten, wie sich Macht wirksam einhegen lässt. Die Macht der Kirche, der Regierung, der Konzerne, der Lobbys, der Großgrundbesitzer, der Patriarchen, der Monopole, der Reichen, der Fürsten, des Adels, der Absolutisten. Für Dewey war klar, dass echte Demokratie nur dann möglich war, wenn alle zentralen Bereiche einer Gesellschaft demokratischen Prinzipien unterworfen sind, also auch und insbesondere der Bereich der Wirtschaft. Denn wird Macht nicht wirksam eingehegt, dann wird, wie bei der Religion, aus der Macht der Liebe schnell die Liebe zur Macht. So schaffte etwa der altägyptische Pharao Echnaton aus politischen Gründen die Vielgötterei ab und errichtete quasi ein »Gottesmonopol« (das über Moses, Jesus und Mohammed bis heute Bestand hat), während der oströmische Kaiser Theodosius der Große das Christentum faktisch zur alleinigen Staatsreligion erhob, um das Reich nach innen zu konsolidieren und die Identifikation des Volkes nach außen hin abzudichten. Andersgläubige wurden somit als heidnische Ketzer geächtet und der Herrschaftsgewalt unterworfen. Armenspeisung und Abweichlermorde wurden zum Zuckerbrot- und Peitschen-Instrument der Kirche: Das Kreuz in der linken Hand und das Schwert in der rechten.


Im krassen Gegensatz zu Lippman sah Dewey das »einfache Volk« sehr wohl als kompetenten Entscheider an - sofern es denn mit objektiven, fundierten und unverzerrten Informationen versorgt wird und frei darüber debattieren kann. Um diese Frage der demokratischen Partizipation drehte sich dann später auch die sogenannte »Lippman-Dewey-Kontroverse«.30 So wiesen viele empirische Studien die von Dewey postulierte Gleichwertigkeit bei der Qualität von Experten- zu Nicht-Experten-Urteilen nach - mit einer Einschränkung: »Ein Experte ist ein Mann, der hinterher [nur besser begründen] kann, warum seine Prognose nicht gestimmt hat.« (Winston Churchill).


Um aber unvoreingenommen über objektive und unverzerrte Informationen zu debattieren und sich hieraus selbstständig eine Meinung zu bilden, anstatt vorgeformte Meinungen aus einem gegebenen Meinungsspektrum unreflektiert zu übernehmen, sah es Dewey auch als notwendig an, alle Bereiche der öffentlichen Angelegenheit (res publica) demokratisch zu organisieren. Eine bestimmte Gruppe von Menschen sah diese »Radikaldemokratisierung« jedoch als hochgefährlich an, denn ihr Ansinnen war die vollständige Gegenthese hierzu.


In den Schweizer Bergen gibt's ka Sünd


- sind Ökonomen Physiker oder Theologen?


Fünfzehn Mitglieder des Lippman-Treffens trafen sich 1947 in einem kleinen Schweizer Bergdorf am Genfersee, um ein Jahr nach dem Tod von John Maynard Keynes unter Federführung August Friedrich von Hayek die »Mont Pèlerin Society« zu gründen. Eine zentrale Denkfabrik und Knotenpunkt neoliberaler Netzwerke mit dem Ziel, die Gesellschaft durch eine Trinitätslehre aus Privatisierung, Steuersenkungen und Sozialstaatsabbau zu »vermarktlichen«.


In der Zielsetzung, dem Liberalismus neue Schlagkraft zu geben, waren die Liberalen dabei klar beisammen, ähnlich wie die Sozialisten unter Bakunin-Anarchisten und Marx-Kommunisten waren sie aber zerstritten in der Frage, wie weit der Staat sich in die Wirtschaft einmischen dürfe. Weil die Marktfundamentalisten sich nicht für Gesellschaftswissenschaftler, sondern für Naturwissenschaftler und die »Physiker« von Mises und von Hayek hingen mit ihrer »Österreichischen Schule« immer noch dem alten Laissez-faire-Liberalismus an, der in die Katastrophe von 1929 geführt hatte. So zeigten sie sie denn auch wenig offen gegenüber weniger dogmatischen Liberalen, die zumindest insoweit aus der Weltwirtschaftskrise gelernt hatte, dass sie dafür plädierten, den Staat bei Fehlentwicklungen intervenieren zu lassen, um den Wettbewerb sicherzustellen. Die Libertären unter von Mises und von Hayek sahen sie daher als »liberale Dinosaurier« (Paleoliberalisten) an, weshalb sich die Gemeinschaft auch später in eine österreichische-amerikanische Gruppe von »Altlibertären« aufspaltete (zu von Mises und von Hayek kam später noch Milton Friedman hinzu), deren Gedanken sich später in der »Chicagoer Schule« noch weiter radikalisierten. Einer der gelehrigsten Schüler der neoliberalen »Chicago School« war US-Präsident Ronald Reagan oder auch der chilenische Diktator Augusto Pinochet.


Auf der anderen Seite formierte sich eine Gruppe deutscher Neoliberaler (auch als »Ordoliberale« der Freiburger Schule bezeichnet) um Köpfe wie Wilhelm Röpke (1899-1966), Walter Eucken (1891-1950) und Alexander Rüstow (1985-1963). Diese sahen für den Staat nicht mehr allein die Rolle als passiver »Nachtwächter« vor, der das Eigentum bewacht, sondern die etwas aktivere Rolle als »Wettbewerbsschiedsrichter«, der die marktwirtschaftliche Ordnung – möglichst minimalinvasiv - aufrechterhält, ohne sich dabei aber selbst ins Spielgeschehen einzumischen. Dabei wiesen schon die frühen Vertreter des Neoliberalismus in Deutschland eine groteske Ambivalenz auf. Röpke etwa fiel sowohl durch philosophische Betrachtungen auf (»die Zentren des Lebens finden sich an den Rändern des Marktes«31) als auch durch zutiefst rassistische Äußerungen (»die Neger Südafrikas [sind] nicht nur Menschen von einer geradezu extrem anderen Rasse sind, sondern zugleich einer völlig anderen Art und Stufe der Zivilisation angehören«32).


Der Begriff »Ordo« in Ordoliberalismus entstammte bezeichnenderweise dem heiligen Augustinus und suggerierte damit eine »gottgewollte, natürliche Ordnung«. Eine über uns stehende (Markt)-Macht in dem (ähnlich dem Pietismus) jedem seine natürliche Rolle zugewiesen wurde. Die »Marktorthodoxie« der Ordoliberalen gleicht somit einer Art säkularisierten »Neo-Religion« mit alttestamentarischer Wirtschaftsethik.


Wer nach weiteren solcher religiösen Analogien sucht, der könnte auch bei Konjunkturzyklen das 1. Buch Mose (Genesis) wiedererkennen, in dem von sieben fetten und sieben mageren Jahren die Rede ist - wodurch dann auch die enge Verbindung zwischen ökonomisch und ökumenisch deutlich wird, die aus der Glaubensfrage - nach der unergründlichen Allmacht Gottes (»Theodizee«) - eine »Marktfrage« macht. Der Schriftsteller Joseph Vogl prägte daher in seinem Buch »Das Gespenst des Kapitals» auch den Begriff der »Oikodizee«.


Der Sozialkapitalismus performt


- Wirtschaftswunderbare Jahre


Die Neuausrichtung des Ordoliberalismus ging in den 1950er-Jahren in das libertäre Werbekonzept der »soziale Marktwirtschaft« (geprägt durch Alfred Müller-Armack) mit ein und fand unter diesem seinen narrativen Eingang ins kollektive Gedächtnis. Seit her ist die soziale Marktwirtschaft ein Konsens-Begriff, auf den sich auch heute noch die meisten Parteien von Links bis Rechts verständigen können, der aber im Grunde ein Etikettenschwindel war, mit Ludwig Erhard als Zigarre paffendem Werbemaskottchen als Analogie zu den rauchenden Schloten der Wirtschaftswunder-Fabriken. So dekonstruiert die Wirtschaftsjournalistin Ulrike Herrmann in ihrem Buch »Deutschland, ein Wirtschaftsmärchen« (2019) den Erhard-Mythos und entlarvt den Begriff der »sozialen Marktwirtschaft« als erfolgreiches Marketing des Libertarismus, in dem Herrmann offenlegt, dass die Befürworter dieses Systems eine unterstützende Sozialpolitik weder für nötig noch für wünschenswert hielten und gegen höhere Löhne und Gewerkschaften polemisierten, da der Markt ja bereits an sich sozial sei und damit staatliches Zutun als überflüssig bis gefährlich angesehen wurde.


Entgegen der eigentlichen Vorstellung von Neoliberalen wie Erhard, der die Idee eines »Volkskapitalismus« verfolgte, wurde der Ordoliberalismus mit einer starken New-Deal'schen Sozialpolitik - Ausbau der Sozialversicherung, betriebliche Mitbestimmung und sozialer Wohnungsbau - und einer keynesianischen Konjunkturpolitik flankiert und geriet gerade deshalb zur Erfolgsformel der Wirtschaftswunderjahre. Wirtschaftswunderjahre allerdings, die nach dem Zweiten Weltkrieg nicht nur Deutschland vorherrschten, sondern auch in vielen anderen europäischen Länder mit teil sehr viel stärkeren staatspolitischen Eingriffen, wie etwa die »Planification« in Frankreich. Korrekter als der kuschelige Wohlfühl-Begriff der »Sozialen Marktwirtschaft« wäre es daher, von einem sozialstaatlich eingehegten Kapitalismus zu sprechen, der im Gegensatz zum erstgenannten Begriff zwischen Kapitalismus und Marktwirtschaft klar unterscheidet. Denn durch die Zuschreibung (»sozial«) wird suggeriert, dass das »freie Spiel« der Marktkräfte ein überschaubarer Wochenmarkt auf Augenhöhe sei - und dieser daher an sich schon sozial. Es besteht aber ein fundamentaler Unterschied zwischen Marktwirtschaft und Kapitalismus, denn das Wesen der Marktwirtschaft ist der Tausch, das Wesen des Kapitalismus hingegen ist der Raub. Raub nicht etwa in dem Sinne, dass jemand eine Bank überfällt, sondern in dem Sinne, dass der Kapitalismus sich - im i.d.R. legalen Rahmen - Mensch und Natur aneignet und verwertet – also Raubbau betriebt. So verwandeln seine systemischen Zwänge gut bezahlte Vollzeitarbeitsplätze entweder in inländische oder ausländische Niedriglohnjobs, während der Naturverbrauch externalisiert wird, indem die unbepreisten Kosten für Umweltschäden an die Gesellschaft ausgelagert werden. Nicht die Unmoral der »Systemadministratoren« und die Gier der Einzelnen (welche es natürlich auch gibt), ist aber der Urgrund für diesen Raubbau, sondern der systemische Imperativ, aus Geld so viel Geld wie möglich zu machen. Daher ist das Laster des Kapitalismus auch nicht, dass er die Gier überhaupt erst erschafft, sondern dass er sie mithin als »gesundes Leistungsstreben« rationalisiert und damit zu einer Tugend veredelt oder Steuervergehen als Kavaliersdelikt behandelt.


Der Plan von Neoliberalen wie Milton Friedman war es, die Köpfe der Menschen für die libertäre Ideologie zu vereinnahmen und über Jahrzehnte hinweg zu indoktrinieren, damit sich dieses Denksystem in den Institutionen beständig neu reproduzieren konnte – mindestens so lange, bis keine Alternativen mehr denkbar waren. Die neoliberale Revolution gegen Ende der 1970er-Jahre wurde somit konsequent vorbereitet.


Kann es nur einen geben?


- Die Scheindebatte von Staat gegen Markt


»Der freie Markt steht auf den Schulter des Staates.«33


(Katharina Pistor, Juristin)


Den Marktkapitalismus als Gegenthese zum Staatswesen aufzufassen ist schon daher paradox, weil es ohne staatliche Regulierung auch keinen funktionsfähigen Marktkapitalismus gibt. Denn Staat und Markt sind viel mehr ein sich gegenseitig stabilisierendes »Ökosystem« und die beiden Akteure daher auch keine Antagonisten, sondern Symbionten. So liefern Marktergebnisse nur dann das beste Ergebnis für das Gemeinwohl, wenn der Staat Vorsorge, Aufsicht und Nachsorge betreibt. Vorsorge, indem er Infrastruktur, innere und äußere Sicherheit und andere öffentliche Güter wie chancengleiche Bildung, Kultur, Forschung, Gesundheitswesen und nicht-kommerzielle Medien bereitstellt und fördert. Aufsicht, indem er dafür sorgt, dass sich die Wirtschaft an ökologische und soziale Spielregeln hält und sich nicht kartellartig monopolisiert. Nachsorge, indem der Staat auch dafür sorgt, dass Einkommens- und Vermögenskonzentration sich nicht negativ auf die Nachfrage, Leistungsgerechtigkeit und die Dynamik der Wirtschaft auswirken. Ohne Rechtssicherheit auch keine Eigentumssicherheit, ohne Beschulung auch keine Nachwuchskräfte ohne Straßen und Brücken keine Lieferketten. Mit anderen Worten: Der Staat muss den Kapitalismus vor seinem eigenen Kannibalismus schützen.


Wer wissen möchte, wohin unregulierte Märkte - einmal »zu Ende gedacht« - führen, der sollte sich einmal näher mit dem Thema Darknet - die unsichtbare Seite des Internets - und anderen Schwarzmärkten beschäftigen, denn auf diesen Märkten herrscht alles, aber sicher nicht die Stärke des Rechts. Es geht also nicht um die Frage, ob Regulierung, sondern Regulierung in welcher Form und in welchem Umfang. Dabei ist Regulierung - entgegen dem weitverbreiteten Irrglauben, dass diese fortschrittsfeindlich sei - oftmals sogar der Motor für Fortschritt, wenn etwa strengere Umweltauflagen die Ingenieure herausfordern, innovative Filter- und Aufbereitungstechnologien zu erfinden. Oder man nehme das deutsche »Reinheitsgebot«, das nicht anderes ist als die Regulierung des Brauprozesses - und damit ein werbewirksames Gütesiegel für allerhöchsten Qualitätsstandard.


So lange der Großindustrie aber etwas als nützlich erscheint, desto geringer ist auch die Wahrscheinlichkeit, dass sie ohne fremdes Zutun davon abrückt. Denn schon die Sklaverei oder auch die Kinderarbeit abzuschaffen - also Dinge, die von uns heute nicht mehr akzeptiert würden - wurden von den Profiteuren der Billigarbeit lange Zeit auf das Heftigste bekämpft. So hieß es gar, das Verbot würde die Wirtschaft töten. Aber bei aller übertriebenen Hysterie wären wohl tatsächlich einige Unternehmen, die freiwillig darauf verzichtet hätten, weniger wettbewerbsfähig gewesen als solche, die amoralisch gehandelt hätten. Daher wurde Kinder- und Sklavenarbeit auch weniger aus idealistischen Gründen verboten, sondern vielmehr deshalb, weil die Kriegswirtschaft valide junge Männer brauchte und die enormen Produktivkräfte des Industriekapitalismus es zudem immer stärker ermöglichten, die menschliche Hand durch Maschinen zu »substituieren«.


Darüber hinaus standen und stehen Fragen nach Verboten und Einschränkungen immer auch im kulturellen Kontext der jeweiligen historischen Epoche. Im antiken Griechenland etwa galten Hetären (Edelprostituierte), die oftmals gut gebildet waren und Musik und Tanz beherrschten, als gesellschaftlich angesehen, während der weltweite Trend heute eher in Richtung »schwedisches Modell« geht, das den Sexkauf kriminalisiert. In dieser Hinsicht muss man den sogenannten »Anarcho-Kapitalisten« - eine Selbstbezeichnung für Hardcore-Libertäre - zumindest testieren, dass sich diese in bestimmten Fragen weit weniger in Widersprüchen verheddern als manche libertärkonservative Genossen, die in ihrer Argumentation eine gewisse Inkonsequenz aufweisen. So fordern diese zwar radikale Wirtschafts-, Kapital und Eigentumsfreiheit, bekämpfen dann aber wiederum die freie Selbstbestimmung der Frau, ihre Schwangerschaft abzubrechen. Sie bekämpfen die Gleichstellung von homosexuellen Paaren mit heterosexuellen Paaren, sie lehnen die Legalisierung von Cannabis ab und sie stellen sich gegen private Söldnerarmeen - also gegen »das freie Spiel der Marktkräfte«. Da fragt man sich doch, warum man dem Markt als vermeintlich »perfektem Allokationsprinzip« so dermaßen misstraut. Vielleicht doch mehr aufgrund eines moralistisch-subjektiven Unbehagens als aufgrund von objektiver »Hyperrationalität«?


Weil aber die Neoliberalen nur selektiv konsequent sind, fordern sie als Anhänger eines Minimalstaats (nach dem Carl-Schmitt-Motto »starker Staat, gesunde Wirtschaft«), einen Staat, der sich zwar vollständig aus der Sozialpolitik heraushält, dass Privateigentum jedoch mit Händen und Füßen und nach innen wie nach außen verteidigt (Stichwort »marktkonformer Interventionismus«). Eine Haltung, die für eine vermeintlich »gesunde Wirtschaft« einen kranken Menschen billigend in Kauf nimmt.


Sich hiervon abgrenzend gehen die »Dschihadisten« des Anarcholibertarismus noch einen Schritt weiter. Sie wünschen sich - im Gegensatz zu den eigentlichen Dschihadisten – zwar keinen Gottesstaat, dafür aber einen »Nullstaat«, da der so titulierte »Obrigkeitsstaat« als gewalttätig, nötigend und drangsalierend eingestuft wird. Oder wie deren Vordenker Murray Rothbard (1926-1995) verlautbaren ließ: »Jeder Besitz in den Händen des Staates ist in den Händen von Dieben und sollte so schnell wie möglich befreit werden«.34


In seiner fundamentalen Opposition zur verhassten Institution Staat gleicht der Anarchokapitalismus dabei dem eigentlichen Anarchismus, steht diesem ansonsten aber diametral entgegen. Um Verwechslungen zu vermeiden, schlägt der Soziologe Andreas Kemper für die hardcorelibertären Befürworter einer unregulierten Eigentumsmacht daher den Begriff »Idiotaristen« vor (idioktisía ist das griechische Wort für Eigentum), um damit zugleich die Idiotie des »Übereigentums« bzw. der Eigentumsfetisch, also das, was hinter der Ideologie des Anarchokapitalismus steckt, deutlicher herauszustellen.35 Dadurch würde auch klarer werden, dass Anarchosozialisten (wie Kropotkin) und Anarcholibertäre (wie Rothbard), sich lediglich in ihrer Staatsfeindschaft und dem Glauben an eine »spontane Ordnung« und Selbstregulierung ähneln. Zwischen Rothbard‘schem Idiotarismus und Kropotkin’scher »Indigenialität« (Andreas Weber) - also zwischen der bevorzugten Exklusivität des Sondereigentums einerseits und der bevorzugten Inklusion durch Gemeineigentum andererseits - herrscht aber eine fundamentale Uneinigkeit. Daher fordern die Anarchokapitalisten etwa das in demokratische Grundstrukturen eingehegte Gewaltmonopol des Staates zu privatisieren, welches dann gänzlich privaten Sicherheitsfirmen und Versicherungen überlassen wäre. Man könnte es daher auch einen Freifahrtschein zur Selbst- und Lynchjustiz nennen, denn Sicherheit wäre dann ein Luxusgut.


Für »Anarchosozialisten« ist Privateigentum hingegen überhaupt nur dann zulässig, wenn es nicht lediglich beansprucht, sondern nur dann, wenn es auch aktiv genutzt wird und anderen nicht schadet. Die Eigentumsverhältnisse seien daher auch schon deshalb illegitim, weil etwa Grund- und Boden oftmals überhaupt erst durch gewaltsame und widerrechtliche Inbesitznahmen (Vertreibung der Eingeborenen, Kriege, Kolonialisierung) angeeignet wurde, die dann nachträglich legitimiert wurden, womit man Unrecht verrechtlichte.


Anarchokapitalisten hingegen setzen auf genau dieser Unrechtmäßigkeit und Ungleichmäßigkeit von Macht auf und meinen nun, man müsse lediglich den Staat aus der Gleichung entfernen, dann würde das Leben sich schon selbst regeln, ohne nach Regeln zu leben. Nach Ansicht der Anarchokapitalisten gäbe es in einem solchen »hyperlibertären Utopie« auch kein organisiertes Verbrechen, da etwa der Drogenhandel vollständig legalisiert wäre und dadurch »Halbweltnischen« wegfielen.


An dieser Stelle schließt sich zwangsläufig die Frage an, wie weit ein solch »eigentümliches« Verständnis von verabsolutierter Freiheit bereit wäre zu gehen. Denn ein solcher Freiheitsbegriff wäre wohl kaum etwas anderes als ein Synonym für Asozialität, weil Freiheit dann nicht mehr durch Gleichheit und Solidarität relativiert wird. So würde man im blinden Glauben an die »Selbstregulierung des Marktes« wohl selbst die Gefahr von Mord, Kindesmissbrauch oder Vergewaltigung in Kauf, indem man solchen Verbrechen einen »Persilschein« in Form eines Gleichgewichtspreises ausstellt. Wer braucht dann schon noch Gerichte, Polizei und Parlamente oder gar Regeln und Gesetze, wenn sich doch mit Geld alles regeln lässt?


Ein solches »Libertopia« müsste man sich wohl sehr plastisch als eine Art »Gated Community« vorstellen, in der wie in Rio de Janeiro hohe Zäune die wohlhabenden Asfaltos von den ärmlichen Morros trennen. Eine Houellebecq'sche Welt, in der sich möglicherweise irgendwann Privatarmeen bekriegen und in dessen rechtsfreien Räumen es wohl bisweilen so zugehen würde wie auf der karibischen Jeffrey-Epstein-Insel Little Saint James, einem privaten Pädophilen-Elysium, in dem die Armen das Fleisch liefern und die Reichen das Geld, während die Unantastbaren von einer kalten Meta-Ebene aus eine »mechanistische Lustfabrik« errichteten bzw. einen salonfähigen Sadismus. Cineastisch wurde dieser Subtext bereits in Skandal-Filmen wie »Die 120 Tage von Sodom« (1975) oder »Das große Fressen« (1973) durchexerziert, in denen das moralische »Über-Ich« vom triebhaften »Es« in den Keller eingesperrt wurde und zwischenmenschliche Begierde zur amoralischen Einbahnstraße des Konsumhedonismus pervertierte. Eine Welt, in der der kartografierte, vermessene und zum zoologischen Objekt degradierte Mensch im »Endstadium der Privatisierung« vollständig zum warenförmigen Erfüllungsgehilfen fremder Triebe verkam.


Worin sich die Neoliberalen und die Anarcholibertären also letztendlich unterscheiden, ist nicht die Qualität ihrer beiderseits fragwürdigen Moral, sondern die Frage nach der generellen Notwendigkeit einer staatlichen Ordnung als Garanten der privaten Eigentumsdominanz. Bevor wir dieser Frage aber weiter nachgehen, wollen wir uns anschauen, woher diese fundamentale Marktideologie überhaupt stammt und woher sie ihre (a)moralischen Kompass nimmt und aus welchen theoretischen Gedankengebäuden sie sich fortlaufend rekrutiert und reproduziert.


Neoklassische Angebotspolitik vs.


Keynesianische Nachfragepolitik


»Man bemüht die Mathematik für Dinge, die man ebenso gut in verständlicher Sprache präsentieren könnte - und mitunter auch für Dinge, die man in der Tat besser nicht so klar formuliert, weil sonst rasch auffallen würde, was für ein Unsinn dahintersteckt.«


(Paul Krugman, US-Ökonom)


»Logik ist der Anfang aller Weisheit, nicht das Ende.«


(Spock, Star Trek VI)


Nach dem neoklassisch-neoliberalen Ansatz schafft das Angebot seine eigene Nachfrage (es macht quasi ein Angebot, das man nicht ablehnen kann). Aber ist das wirklich so? In einer unterversorgten Wirtschaft, sprich auf einem »Verkäufermarkt«, bei dem die Marktmacht auf der Anbieterseite liegt (weil ein Mangel an Gütern vorherrscht), ist dies sicherlich der Fall. Bei einer überversorgten Wirtschaft, sprich einem »Käufermarkt«, bei dem die Marktmacht auf der Nachfragerseite liegt, hingegen nicht. Da wir in unserer westlichen Wohlstandszone Versorgungsengpässe und Güterknappheit kaum noch kennen, ist das klassisch libertäre Dogma, alles nur von der Angebotsseite her zu denken, daher im Wesentlichen obsolet. Problematisch ist eine solche Denkweise auch daher, weil ihre praktischen Ableitungen die Probleme sogar noch verschärfen, indem sie die inländische Nachfrage - durch gekürzte Sozialhilfe, der Forderung nach Lohnzurückhaltung und der Umwandlung gut bezahlter Jobs in Niedriglohnarbeit – schwächen. Anstatt also eine stärkere Binnenwirtschaft zu »besitzen«, »borgt« man sich die Nachfrage lieber im Ausland, indem man auf verbilligte Exporte setzt. Denn das Angebot kann seine eigene Nachfrage nur dann schaffen, wenn mit dem Angebot auch gleichzeitig die Kaufkraft der bisherigen Konsumenten steigt oder aber neue Konsumenten hinzukommen.


Wenn aber dann auch noch Unternehmen – auf Kosten des Sozialstaats - Steuergeschenke gemacht werden, die diese dann dankend an hortende Aktionäre weiterreichen und somit die Vermögenskonzentration verschärfen, dann entzieht diese Politik dem Wirtschaftskreislauf massiv Konsumnachfrage. Weil es für Unternehmen aber aufgrund der wegbrechenden Konsumnachfrage nicht sinnvoll ist, in die Ausweitung von Produktionskapazitäten zu investieren, werden keine neuen Arbeitsplätze geschaffen und der Wettbewerbsdruck zwingt sie zu Entlassungen. Ein Prozess also, der sich permanent selbst verstärkt und das Wohlstandsniveau absenkt. So macht eine angebotsorientierte Politik ganz im Sinne einzelner Arbeitgeber aber nur dann Sinn, wenn durch überzogene Lohnforderungen der Gewerkschaften - etwa während einer Vollbeschäftigungsphase - durch repressive Steuerlasten, eine plötzliche Unterbrechung oder eine starke Begrenzung von Lieferketten (z.B. Ölkrise) oder durch explodierende Kreditzinsen die Kosten der Produktion durch die Decke getrieben würden.


Das grundsätzliche Problem liegt aber schon darin, dass Angebots- und Nachfragetheorien aber nicht gleichgewichtig koexistieren und das makroökonomische Tatsachen nicht anerkannt werden.36 Zwar wird in der Politik auch Nachfragepolitik angewandt – so wurden auf die Covid-Pandemie, die zugleich Angebots- und Nachfrageprobleme auslöste, vernünftigerweise mit Steuerstundungen, verbesserten Abschreibungsmöglichkeiten und Hilfskrediten die Angebotsseite gestützt und gleichzeitig mit Kurzarbeitergeld, Umsatzsteuersenkung und Mietstundungen die Nachfrageseite stabilisiert. Die Angebotspolitik jedoch dominiert seit den 1980er-Jahren recht einseitig die öffentlichen Debatten und mit ihr die neoliberalen Forderungen nach Deregulierung, weniger Sozialstaat, Steuersenkungen für Unternehmen und dem Abbau von Kündigungsschutz - gerne auch als »Flexibilisierung des Arbeitsmarktes« beschönigt. Alles unter dem Banner die Investitionstätigkeit der Unternehmen zu steigern, was aber nicht geschieht. So verkommen die Aktiengesellschaften heute zu gigantischen Sparschweinen der Gutsituierten, während das Einkommenswachstum sich zunehmend von den Produktivitätszuwächsen entkoppelt hat und niedrige Löhne hohe Gewinne substituieren, während sich Staaten einen Wettbewerb um die niedrigsten Steuern lieferten. So kam selbst eine Studie des Internationalen Währungsfonds - also eine Organisation, die man nicht gerade als links bezeichnen kann - zu dem Ergebnis, dass die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes das Wirtschaftswachstum nicht nur nicht gefördert habe, sondern diesem sogar schaden würde, da sich das Volkseinkommen zunehmend bei einer kleinen Gruppe von Vermögenden konzentriert.37 38


Dass die Denkschule der Neoklassik dominiert, liegt auch daran, dass die allermeisten Ökonomen sich selbst dort verorten, auch weil sie wissen, dass alles andere ihrer Karriere im Weg stehen würde. Denn von den ca. 600 Professorenstellen für VWL gehören nur 17 nicht dem neoklassischen Mainstream an.39 Wer also arbeitslos sein möchte, der darf gerne rebellieren. Andere ökonomische Denkschulen wie der (Post-)Keynesianismus, der Monetarismus, der amerikanische Institutionalismus oder der Marxismus befinden sich hingegen in der klaren Unterzahl.40


Der Grundsatz der Neoklassik basiert dabei im Kern auf Gleichgewichtsmodellen deren Akteure durch die »unsichtbare Hand« des Marktes, zu einem sogenannten »Pareto-Optimum« tendierten, indem gewinnmaximierende Anbieter und nutzenmaximierende Nachfrager als hyperrationale Homo oeconomicusse, ihrer gegensätzlichen Interessen austarieren. Man spricht dann auch davon, dass der Preis den Markt räume. Gegensätzlich verlaufen die Interessen von Anbietern und Nachfragern konträr, weil Nachfrager möglichst günstig einkaufen und Anbieter möglichst teuer verkaufen wollen. Das Ganze mündet dann in die wohl bekannteste Grafik der Wirtschaftslehre, die senkrechte y-Achse mit nach oben aufsteigenden Preisen und die horizontale x-Achse, mit nach rechts hin ansteigend Mengen. Hinzu kommen zwei sich überschneidende Geraden, die ein großes X darstellen. Die Gerade, welche die Präferenzen der Anbieter anzeigt, verläuft dabei von links unten nach rechts oben - die größtmögliche Menge soll also möglichst teuer verkauft werden - und die Gerade, die die Präferenzen der Nachfrager anzeigt, verläuft von links oben nach rechts unten - die größtmögliche Menge soll also möglichst billig eingekauft werden.


Diese Grafik entspricht dem Idealbild des vollkommenen oder auch »perfekten Marktes« und bildet die Grundlage für die hierauf aufbauende Argumentation über Grenzerlöse und Grenzkosten - die Erlöse und Kosten einer zusätzlich produzierten Mengeneinheit. An dem Punkt, an dem Grenzkosten und die Grenzerlöse gleich sind, bilde sich dann der Marktpreis. Die Argumentation über Grenznutzen und -kosten ist auch heute noch dominant, auch wenn im diese im Zuge der Digitalisierung ein Stück weit an inhaltlicher Bedeutung verloren hat, da digitale Kopien – wie z.B. eine PDF oder eine Musikdatei - keine weiteren Kosten verursachen, ganz egal wie viele davon erzeugt werden. Hier spiegeln dann die Preise keine natürlichen Knappheiten wider, sondern lediglich die künstliche (Lizenz)-Verknappung durch deren Urheber.


Der nutzenmaximierende Eigennutz ist der Neoklassik zur Folge also die Triebfeder des gesellschaftlichen Handelns. So würde nach der utilitaristischen Zweckethik für die größtmögliche Anzahl an Individuen der Vorteil maximiert, - denn, wenn jeder an sich selbst denkt, sei ja an jeden gedacht. Die utilitaristische Nützlichkeitsethik – als moraltheoretischer Überbau der Neoklassik - steht dabei nach Max Weber (»Die protestantische Ethik und der Geist des Kapitalismus«, 1920) in einem Zusammenhang mit einer protestantischen Arbeitsethik, in der die Lohnarbeit zum täglichen »Gottesdienst« überhöht wird. Denn nach protestantischer Ethik arbeitet man nicht mehr, um zu leben, sondern man lebt, um zu arbeiten - oder wie es der christliche Missionar Paulus zum Ausdruck bringt: »Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen«41 Eine Aussage, die arbeitende Bürger sowohl zum Anlass nehmen könnten, um gegen Sozialhilfe zu wettern, als auch um sich über die leistungslosen Kapitaleinkommen der Reichen zu echauffieren. Moralisierende Fabeln jener Zeit, wie etwa »Die Ameise und die Heuschrecke«, lassen sich dabei auch als materialistisches Statement des Großbürgertums lesen. Fabeln, in denen der Mensch als nützlicher Homo faber »verameist« und als unnützer Homo ludens »verheuschreckt« wird. Die christlich-bürgerliche Ethik deutete somit die körperliche Arbeit, die noch bei den antiken Griechen als niedere Tätigkeit den Frauen und Sklaven überlassen wurde, vom Negativen ins Positive. Die Geburtsstunde der »Arbeits- und Leistungsgesellschaft«. Der vieldeutige Arbeitsbegriff wurde in seiner modernen Deutung jedoch auf den Begriff der reinen Erwerbsarbeit verkürzt, in einem Karrierismus fetischisiert und der »Aufstieg durch Leistung« zum neoliberalen Glücksversprechen stilisiert, während ehrenamtliche Tätigkeiten, unbezahlte Erziehungsarbeit und einfache Dienstleistungsjobs zunehmend entwertet wurden.


Der klassisch Liberale Urvater Adam Smith machte die »Eigennutz-Wohlfahrt« an einem einfachen Beispiel deutlich: Der Bäcker backt Brötchen nicht aus reiner Nächstenliebe, sondern weil er damit sein Geld verdient. Von diesem Eigennutz aber profitieren alle, weil die Kunden frische Brötchen bekommen und das Geld der Kunden dann vom Bäcker wieder in neue Rohstoffe (Mehl, Hefe, Salz) investiert wird, um auch morgen noch mit seinen Brötchen Geld zu verdienen. Soweit so richtig, würde man intuitiv beipflichten. Wo also liegt das Problem?


Das Problem liegt darin, dass diese durchaus schlüssige Betrachtung seit jeher missbraucht wird, um die Wirtschaft und das Individuum von jeder darüber hinausgehenden moralischen Verantwortung für das Gemeinwohl freizusprechen und soziale Forderungen als staatlich organisierten Raub von »Taugenichtsen« an den »Leistungsträgern« abzutun. Doch die Marktwirtschaft, die Smith in seinem Beispiel anführt, ist eine Welt von wachstumsneutralen Kleingewerbetreibenden, die meist persönlich und auf Augenhöhe mit ihren Kunden Waren austauschen. Hier funktionieren die Selbstheilungskräfte des Marktes tatsächlich, denn welcher Händler würde auf einem solchen Markt schon dauerhaft geduldet werden, wenn er außer faulem Obst und dummen Sprüchen nichts weiter anzubieten hätte?


Unsere Welt aber ist doch eine völlig andere, die dominiert wird riesigen globalen Aktienkonzernen, deren Marktkapitalisierung – der Unternehmenswert an der Börse - die Wirtschaftsleistung ganzer Volkswirtschaften übertrifft. So beläuft sich allein der Marktpreis von Apple mittlerweile auf zwei Billionen US-Dollar - damit hatte sich dessen »Wert« in nur zwei Jahren verdoppelt! Eine solche Marktmacht wird dann gezielt eingesetzt, um sich lästiger Konkurrenz zu entledigen, um Mensch und Natur auszubeuten und eine äußerst aggressive Steuervermeidung zu betreiben.


Hinzu kommt, dass das neoklassische Modell des Homo oeconomicus vollkommen realitätsfern ist, wie abweichende Theorien, die sogenannte Heterodoxe Ökonomie und empirische Studien umfangreich darlegen. Einen »perfekten Markt« gibt es alleine deshalb schon nicht, weil dafür auch perfekten Bedingungen vorherrschen müssten, wie vollkommene Konkurrenz, Homogenität von Produkten, Hyperrationalität, vollkommene Informationen, unendlich schnelle Reaktion der Marktteilnehmer und nicht vorhandene Transaktionskosten.42


Wenn Märkte aber nicht perfekt funktionieren, dann kommt es zu Fehlallokationen, d.h. die falschen Dinge werden zur falschen Zeit, am falschen Ort, in der falschen Menge, in der falschen Qualität oder zu den falschen Kosten verteilt. Interventionismus – d.h. Einmischungen durch den Staat - können zwar grundsätzlich auch wünschenswerte Marktmechanismen stören, aber ebenso sehr kann es einen echten Markt ohne staatliche Interventionen erst gar nicht geben. Da eine selbstregulative Marktallokation im Sinne aller durch das Vorhandensein massiver Machtasymmetrien behindert wird, gegen die der Staat einschreiten muss. Denn wenn dies nicht geschieht, werden unternehmerische Spielräume nach allen Regeln der Kunst ausgenutzt, um den Profit auf Kosten von Staat, Umwelt, Ausland, Arbeitern und Verbrauchern zu maximieren.


Darüber hinaus werden auch nicht immer automatisch bei höheren Preisen weniger Güter nachgefragt und bei niedrigen Preisen mehr Güter. So definieren sich gerade Luxusartikel darüber, dass sie eben nicht für die Allgemeinheit erschwinglich sind. Und bei einem Döner, der weniger als drei Euro kostet, hätte wohl jeder von uns ein ungutes Gefühl im Magen - ob nun vor dem Kauf oder kurz nach dem Verzehr. Wer nun aber im kapitalistischen Kontext von Konzernmacht, Geldschöpfung auf Knopfdruck, systemimmanentem Wachstumszwang und industrieller Massenproduktion auch weiterhin das romantische Zerrbild von hyperrationalen Brot- und Buttermärkten zeichnet, der kann nur verblendet oder amoralisch sein - oder beides gleichzeitig.


Doch trotz ihrer deutlichen theoretischen Schwächen dominiert die Neoklassik auch weiterhin die Theorie, auch wenn sie von den 1930er-Jahren bis in die 1970er-Jahre vom Keynesianismus zwischenzeitlich etwas in den Hintergrund gerückt war. So gingen die beiden Denkschulen in einen »ökonomischen Konsens« über (die sogenannte »Neoklassisch-keynesianische Synthese«), in dem man den Bereich der Makroökonomie , die das gesamtwirtschaftliche Kreislaufverhalten von Wirtschaftssektoren untersucht, dem Keynesianismus zugestand und die Mikroökonomie, die einzelne Wirtschaftssubjekte wie Unternehmen und Haushalte zum Gegenstand hat, den Neoklassikern überließ und somit eine Art künstliche Trennlinie errichtete.


Mit der neoklassischen Synthese wurde also ein Versuch unternommen, die Neoklassik nach ihrem Scheitern 1929, durch keynesianische Erklärungsansätze zu erweitern, ohne jedoch ernsthaft von dem Grundmodell eines langfristigen Gleichgewichts abzuweichen. So machte die Synthese dem Keynesianismus zwar Zugeständnisse in dem Bezug auf kurzfristige Effekte wie Lohn- und Preisstarrheiten - also die Trägheit von Preisen, die sich nur langsam an Nachfrageveränderungen anpassen - langfristig aber würde sich das neoklassische Gleichgewichtsmodell dann doch durchsetzen. Womit klar war, welche Ansichten hier überwogen. Die Neoklassische Synthese wurde daher später durch eine sogenannte Mikrofundierung des Totalmodells angepasst, was sehr kompliziert klingt, ist eigentlich sehr platt und bedeutet nichts anderes, als dass das Verhalten eines einzelnen Produzenten, der seine gesamten Güter vollständig konsumiert, die gesamte Volkswirtschaft erklären soll. Man versuchte also nach wie vor die Mikroökonomie auf die Makroökonomie zu skalieren, um Keynes doch noch Lügen zu strafen. Entgegen seiner Bezeichnung ist das Modell daher nicht besonders »fundiert«, denn es nimmt das Gleichgewicht einfach als gesetzt an. Solche Modelle stoßen dann - wenig erstaunlich - in der Realität an ihre Grenzen, wie etwa beim »Sparparadoxon«, dem zur Folge es zwar für einzelne Unternehmen und Haushalte sinnvoll sein kann zu sparen, der Gesamtwirtschaft aber dadurch Nachfrage entzogen würde und Krisen entstünden.43 Das Ganze ist also doch mehr als die Summe seiner einzelnen Teile und nicht, wie Ex-Bundeskanzler und Vulgärökonom Gerhard Schröder einst kundtat: »Viel Mikro ist auch Makro.« Aus eben jenem Grund muss der Staat auch der betriebswirtschaftlichen Mikro-Vernunft immer eine volkswirtschaftliche Makro-Vernunft entgegensetzen und nationale Interessen in eine internationale Kooperation eingliedern.


Die Publizistin Ulrike Herrmann fasst diesen »Trugschluss der Aggregation« (Keynes) hierbei wie folgt zusammen:


»Die Neoklassiker opferten die Realität, weil sie auf jeden Fall vermeiden wollten, dass sie zur Makroökonomie von Keynes zurückkehren mussten. Denn aus ihrer Sicht hatte Keynes’ Theorie einen fatalen Fehler: Es gab in ihr keine Verbindung zwischen der Mikro- und der Makroebene. Bei Keynes waren nur die »Gesamtaggregate« wichtig, also die Summe aller Investitionen oder die allgemeine Sparquote. Der einzelne Haushalt war unbedeutend und bildete nur eine kleine Ziffer in der Gesamtstatistik.«44


Sehr raffiniert findet die Neoklassische Synthese also Mittel und Wege, sich doch nicht ganz vom Modell des »Homo oeconomicus« lösen zu müssen und damit der Annahme, dass der Mensch von Natur aus so rational handelt wie der Vulkanier Mr. Spock. Das Ganze bezeichnete man dann als »Theorie der rationalen Erwartungen« oder auch als DSGE-Modell. Hierfür begründete man einfach irrationale Entscheidungen mit rationalen Ursachen. Wenn also jemand gegen seine eigenen Interessen wählt (etwa eine Partei, die seine Sozialleistungen kürzen will), so verhalte er sich zwar augenscheinlich irrational, dafür aber eigentlich irrational rational, weil er ja davon ausgeht, dass er damit vernünftig handeln würde. Getreu Goethes Faust: »Er nennt's Vernunft und braucht's allein, nur um tierischer als jedes Tier zu sein.«


Wobei der Begriff »Rationalität« in dem Bezug auf ökonomische Modelle ohnehin irreführend ist, da man Verstand (das Vermögen zur Urteils- und Begriffsbildung) nicht mit Vernunft (dem weit umfassenderen Vermögen universelle Zusammenhänge zu erkennen) gleichsetzen kann. Durch diese Gleichsetzung aber müsste man auch die Liebe - als Unterwerfung des Ich unter das Wir - als Ausdruck höchster Rationalität ansehen, weil man sich in ihr gewissermaßen »verewigt«. Was aber die »Quantifizierung« dieser Modelle ad absurdum führt. Denn wie wollte man ein Gefühl wie Liebe quantifizieren, ohne ihre »totalitäre Natur« dabei abzuwerten? Natürlich könnte man hier einwenden, dies seien ja auch »marktfremde Güter«, aber es geht ja gerade darum, den eklatanten Widerspruch offenzulegen, dass der Mensch seine Entscheidungen immer rein sachlogisch und stets bewusst treffe, da dies dem »unberechenbaren« Element des fühlenden Menschen nicht gerecht würde und ihn nur als halben Menschen bzw. als »chemischen Roboter« dastehen ließe.


Aufgrund der neoklassischen Dominanz in dem synthetischen Modell, das Keynes Theorien nur widerwillig integrierte, sprach die britische Ökonomin Joan Robinson (1903-1983) auch sehr zutreffend von einem »Bastard-Keynesianismus«. Zwar gestand man den Keynesianern den Punkt zu Konjunkturdellen kurzfristig durch kreditfinanzierte Nachfragestimulation zu bekämpfen, aber anderes als Keynes setzte der von Angebotsökonomen beherrschte Mainstream längerfristig nur auf »Strukturreformen« - also klassische Angebotspolitik zum Nachteil der Arbeitnehmer.


Auch wenn die Wirtschaftswissenschaft mit dem makroökonomischen Konsens kurzzeitig befriedet schien, waren doch Staatseingriffe und die Stärke von Gewerkschaften unter den Neoklassisch-Neoliberalen weiterhin verhasst und die Kränkung durch das gescheiterte Marktgleichgewicht saß tief und ist bis heute nicht überwunden.


Da die keynesianische Nachfragepolitik während der Ölpreiskrise in den 1970er-Jahren, jedoch naturgemäß keine Antwort auf den externen Angebotsschock bereithielt und die Inflationsraten in die Höhe schnellten, schlug nun die Stunde der Angebotsökonomen. Der Ökonom Milton Friedman sah dabei vor, den Preisauftrieb durch eine restriktive Geldmengenverknappung zu bremsen (»Monetarismus«), was auch gelang - allerdings nur auf Kosten einer volkswirtschaftlichen Vollbremsung. Die Neoliberalen sahen nun die große Chance gekommen, den Keynesianismus nachhaltig zu diskreditieren, und so geriet der Monetarismus zum Einfallstor für das Comeback der »Strukturreformer«, die vorhatten, das Finanzkapital von den »Fesseln des Staates« zu befreien und dem Staatsvolk an die Ketten der globalkapitalistischen Sachzwänge zu legen. Bevor wir uns aber der politischen Dimension zuwenden, kommen wir nun erst einmal vom Hirn zum Herz der neoliberalen Ideologie.


Wer ist John Galt?


- Das kalte Herz des Libertarismus


»Wenn irgendeine Zivilisation überleben soll, müssen die Menschen die Moral des Altruismus ablehnen.«


(Ayn Rand, Schriftstellerin)


»Die Hölle, das sind die anderen.«


(Jean-Paul Sartre, Philosoph)


Viele Neoliberale berufen sich gerne auf zwei russischstämmige Publizisten, den Mathematiker und Philosophen Igor Schafarewitsch (1923-2017) und sein martialisch klingendes Werk »Der Todestrieb in der Geschichte« (1975). Dieser »Todestrieb« zeige sich nach Schafarewitsch im Sozialismus, der in tiefer Feindschaft stehe zu Ehe, Familie, Eigentum, Individualität. Einem Sozialismus, der die Religion hasse und die Kultur zerstöre und verflache. Kritiker, die sich auf Schafarewitsch berufen, differenzieren aber nicht zwischen einem stalinistischen Zwangssozialismus, einem liberalen Anarchosozialismus, einer reformistischen Sozialdemokratie oder einem demokratischen Sozialismus, sondern subsumieren jedwede Form des Antikapitalismus unter einem totalitären Herrschaftssystem mit Gleichschaltungsideologie - Stichworte »Geldsozialismus« und »Kulturmarxismus«.


Die zweite wichtige Literaturquelle ist die Schriftstellerin Ayn Rand (1905-1982) mit ihren prokapitalistischen Büchern Der ewige Quell (1943) oder Atlas wirft die Welt ab (1957). Rand erweist sich dort als Prophetin des Gordon-Gekko'schen »Gier-ist-gut-Prinzips«, die ihren egozentrischen, tüchtigen und erfinderischen Helden (im Atlas-Buch ein gewisser John Galt) als »schöpferischen Zerstörer« inszeniert und diesen zum hyperindividualistischen Idealmensch erhebt - in scharfer Abgrenzung zu allen »mausgrauen« und risikoaversen »Minderleistern«. Die Atlas-Metapher, die Rand dabei benutzt, entnimmt sie aus der griechischen Mythologie. Atlas ist ein Titan, der die Last der ganzen Welt auf seinen Schultern trägt – damit stellt er sozusagen den personifizierten »Leistungsträger« dar, der, vom göttlichen Geniefunken beseelt, die ganze schwere Last der »Verlierergesellschaft« schultern muss. So wird dann auch der Sozialismus als misanthropische »Ideologie der Verlierer« gebrandmarkt. Hier wird die Hybris der Rechtslibertären deutlich, die sich für das nietzscheanische Leitbild des sozialdarwinistischen »Über-Menschen« begeistern, der losgelöst ist aus allen moralischen Verpflichtungen. So begründet Rand ihre Moralphilosophie auf der Weltanschauung des »Objektivismus«, welcher besagt das Selbstsucht eine Tugend sei, der Altruismus hingegen ein moralisches Laster.45


Die in Deutschland weitgehend unbekannte Autorin ist in den USA auch heute noch sehr erfolgreich. So gehört ihr Atlas-Roman in den USA zu einem der erfolgreichsten politischen Bücher des 20. Jahrhunderts46, deren Auflage sich seit der Finanzkrise 2008 sogar verdreifachte - in den USA verkauften sich ihre Bücher insgesamt über 13 Millionen Mal! Je stärker der Neoliberalismus seine Schwächen offenbart, desto stärker scheinen sich die Rechtslibertären nach moralischer Erbauungs- und Durchhalteliteratur zu sehnen - Ayn Rand fungierte hier quasi als Lale Andersen im neoliberalen Spätherbst -, und die Abwehrreaktionen gegen jede Form der staatlichen Sozialleistung waren mit jedem Marktversagen nur umso heftiger. Was umso ironischer ist, wenn man weiß, dass die Kettenraucherin Any Rand sich nur widerwillig und unter falschem Namen bei der staatlichen Sozialversicherung anmelden ließ, um ihren Lungenkrebs behandeln zu lassen.47 Der Bewunderung des ehemalige US-Notenbankchef Alan Greenspan, einer ihrer größten Fans, tat das aber keinen Abbruch und er schwärmte sogar: »Ich verdanke ihr die Einsicht, dass der Kapitalismus nicht nur effizient und praktisch ist, sondern auch moralisch.«48


Die Ideologie von Rand wird heute im »Any Rand Institute« und im »Atlas Network« am Leben gehalten - den deutschen Ableger hiervon unterhält im Übrigen Markus Krall. Seltsam erscheint bei diesen libertär-konservativen Netzwerken, dass die Eigentumsfrage alle offensichtlichen Differenzen zwischen erzkonservativem und radikallibertärem Denken hinreichend überbrückt - man würde sich fast wünschen, die progressiven Kräfte verhielten sich ähnlich solidarisierend untereinander wie die Kapitalseite – als da wären: Wie steht es um die Wehrpflicht? Wie um das Recht auf Abtreibung? Wie um Kriegseinsätze? Wie um Kolonialismus? Wie um das Gewaltmonopol des Staates? Wie um Drogenlegalisierung? Wie um Einwanderung?


So veröffentlichte der libertäre Hayek 1960 den Aufsatz »Warum ich kein Konservativer bin«, mit dem er sich bewusst gegen den fehlenden Veränderungswillen und die fehlende Grundüberzeugung des Konservatismus abzugrenzen versuchte.49 Abgesehen von solchen Einzelkritiken zeigt sich hier doch auch wieder die (a)moralische Flexibilität der Neoliberalen, die geschickt Nationalpathos (Stichwort »Exportweltmeister«) mit arbeitnehmerfeindlicher Angebotspolitik kombinieren, oder die Geringschätzung der alleinerziehenden Mutter (christlich-konservative Stigmatisierung) mit der Kürzung von Sozialleistungen für »die Faulen« (libertäre Stigmatisierung). Ein Phänomen, das man am deutlichsten in den USA beobachten kann, wenn der vollkommen areligiöse Kapitalist Donald Trump - der die Bibel als sein Lieblingsbuch bezeichnet, aber keinen einzigen Vers daraus nennen kann - mit erzkonservativen Evangelikalen paktierte. Nach dem Motto: Ihr kriegt euer Abtreibungsverbot und ich die Wiederwahl.50


Rand übte auch Einfluss auf die »kalifornische Ideologie« aus. Jene Geisteshaltung der digitalen Boheme, die in den 1990er-Jahren im kalifornischen Silicon Valley die totale Befreiung des Menschen durch das Informationszeitalters feierten (Stichwort »New Economy«). Obwohl das erhoffte »Demokratieforum« Internet - als digitale Wiederauferstehung der antiken Agora - heute doch sehr stark von kommerziellen Interessen und einer schrillen »Pöbeleienherrschaft« dominiert wird. Dass sich kalifornische Tech-Unternehmer wie Peter Thiel ganz explizit auf Ayn Rand beziehen, verwundert daher wenig, da ihnen Staatsmisstrauen und Geniekult sehr nahe sind.51 So sollten wir uns einmal näher mit der Frage beschäftigen, mit welcher neuen Qualität von digital-revolutionärem Kapitalismus wir es hier eigentlich zu tun haben.


Zurück zur Natur oder Flucht in den Himmel?


- Zwischen Humanismus und Dataismus


»Auf eine Welt von Göttern und Monstern.«


(Filmzitat aus Frankensteins Braut)


»Aus so krummen Holz, als woraus der Mensch gemacht ist, kann kein ganz Gerades gezimmert werden.«


(Immanuel Kant, Philosoph)


»Es gibt nichts Trostloseres als den Anblick eines amputierten Geistes. Dafür gibt es keine Prothese.«


(Filmzitat, Der Duft der Frauen)


In der Weltanschauung des Silicon Valley ist der Himmel nicht die Grenze der Möglichkeiten, sondern nur eine Zwischenstation, die vielleicht eines Tages mit der Kolonialisierung des Weltalls – der »Britischen Ostindien-Kompanie des 21. Jahrhunderts« - durch Tech-Konzernchefs wie Elon Musk oder Jeff Bezos seinen Höhepunkt erreichen könnte. Hinter dieser Ideologie steckt der uralte Menschheitstraum von der Überwindung der natürlichen Beschränkungen des Menschen, der nun mit den Prothesen der Neuzeit endlich wahr werden soll. In der Euphorie um neue Technologien steckt dabei auch immer das Potenzial von quasireligiösen Heilsversprechen und möglichen Kollateralschäden durch einen technokratischen Konsequentialismus, für den der Zweck alle Mittel heiligt. Ein Fortschrittsglaube also, der zwischen Frankenstein‘scher Apotheose und positivistischer Neurose pendelt. So zeigt sich im Traum vom transhumanistischen »Über-Menschen« auch der offensive Gegenentwurf zum »Zurück zur Natur«, den die Postwachstumsgesellschaft propagiert. Aus dieser Technikgläubigkeit entsteht dann - zumindest mutmaßt dies der israelische Autor Yuval Noah Harari – in nicht allzu ferner Zukunft der vom Homo sapiens zum Homo deus upgegradete Göttermensch. Ein kybernetischer Organismus, der durch technische Applikationen und virtuelle Prothesen alle irdischen Restriktionen der »Conditio humana« überschreitet und alle Grenzen niederreißt, bis vielleicht irgendwann sogar die Grenze der menschlichen Sterblichkeit fällt (Stichwort »Gilgamesch-Projekt«). Zumindest wenn man sich dieses »Sechs-Millionen-Dollar-Upgrade« in die biologistische Businessclass einer gesteuerten Evolution auch leisten kann. Der Transhumanismus als Fortsetzung der Leistungsgesellschaft mit anderen Mitteln - Rands Atlas-Mythos lässt freundlich grüßen.


Ein bisschen erinnert dies an den Roman Die Möglichkeit einer Insel (2005) von Michel Houellebecq. Ein Buch, in dem gentechnisch optimierte Klone ein freudloses und spannungsarmes Fortbestehen sichern. Dabei stellt Houellebecq die Idee, sich fortzupflanzen, als doch sehr seltsam heraus, da diese völlig sinnlos sei, wenn man doch das Leben selbst nicht liebt. Denn so kann sich jeder selbst einmal fragen: gibt es etwas sinnloseres als gelangweilte Götter oder gefühlstaube Retortenklone, denen der Überdruss »wegdesignt« wurde und die mit der Erlangung einer fantasielosen Allmacht in einer totalitären Rationalität gefangen sind? Eine instrumentelle Rationalität, die Allerlei »solutions« bereitstellt, aber Begierden und Sehnsüchte übergeht und Poesie durch Prosa ersetzt. Was aber schützt uns dann gegen die seelische Atomisierung und die kosmische Verlorenheit, während sich uns der leere Raum mit kalter Gleichgültigkeit entgegenstreckt? Denn was könnte man wohl Traurigeres über den Fortschritt sagen, als dass er es zwar schafft, dem Leben mehr Jahre hinzuzufügen, aber nicht den Jahren mehr Leben?


Überall dort, wo Technik Selbstvergötterung verspricht, sollten wir daher sehr kritisch hinterfragen, ob diese nicht droht, zum reinen Selbstzweck zu verkommen, weil die neuen Möglichkeiten auch immer neue Sachzwänge gebären und wer nicht zum Höher-schneller-weiter bereit ist, gerät schnell ins Abseits. Getreu dem Motto: »Wer nicht mit der Zeit geht, der muss mit der Zeit gehen«. Oder aber wir delegieren alle seine Lebensaufgaben an Maschinen und werden zu »überflüssigen Menschen« (»lischni tschelowek«), wie in der russischen Literatur über den Niedergang des Adels beschrieben. Damit keines der beiden Szenarien Realität wird, brauchen wir daher eine humanitätskonforme Technologie, die sich an die menschliche Natur anpasst (Stichwort »digitaler Humanismus«) und nicht andersherum, keinen technologiekonformen Humanismus als Analogie zur marktkonformen Demokratie, in der nicht der Mensch im Mittelpunkt steht, sondern der Mensch als Mittel dient. Denn jede »Erfindung« (auch in der biologischen Evolution) ist nicht nur das, was sie eigentlich bezweckt, sondern auch immer das, was mit ihr nicht direkt bezweckt wurde. Hierzu sei die Anthologie-Serie Black Mirror empfohlen, die sehr clever mit eben diesen »Was-wäre-wenn-Gedanken« spielt. Wenn aber die Erfindung funktioniert, dann integriert man auch dessen Kollateralschäden und hört irgendwann auf nach Sinn oder Unsinn zu fragen.


Der aus der Aufklärung geborene Drang zum Rationalismus kann als die Gegenwehr der Mythologie, der Sieg des Verstandes über den blinden Aberglauben, aber ein Rationalismus, der sich anmaßt, mit der Vermessung der Welt zu ewigen, objektiven Wahrheiten zu gelangen oder komplexe Gefühle als chemische Wenn-Dann-Abfolgen zu dekonstruieren - wie beispielsweise bei dem Biologen Richard Dawkins, der den Menschen zum Sklaven seiner egoistischen Gene degradiert - verliert auch ein Stück weit die humanistische Demut vor der »unberechenbaren« Würde des Lebens. Die zentrale Frage lautet dabei, ob das Ganze (ein mit Würde ausgestattetes unteilbares Individuum) zur Summe seiner einzelnen Teile (zu einem teilbaren »Dividuum«) degradiert wird und ob das Wesen des Menschen in seiner biologistischen und dataistischen Atomisierung verloren zu gehen droht? So fragt der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger in einem Aufsatz mit der Überschrift »Das Ende der Aufklärung« (2018) besorgt: »Was geschieht, wenn Künstliche Intelligenz den Menschen übersteigt (…) und Gesellschaften nicht länger in der Lage sind, die Welt, die sie bewohnen, in einer Art und Weise zu interpretieren, die bedeutungsvoll für sie ist?«52 Dabei schließt Kissinger fast nahtlos an den Philosophen Martin Heidegger an, der die »Weltfrage des Denkens« darin sah, ob wir es schaffen, der »Raserei des ausschließlich rechnenden Denkens«53 zu entkommen und der Machbarkeits- und Verwertungslogik des technologischen Kapitals ein neues Selbstverständnis entgegenzusetzen.


Eine philosophische Frage von gigantischem Ausmaß, die die Identität des Menschen in seinem innersten Kern berührt (Stichwort »Schiff des Theseus«). Denn wenn der synthetisierte und avatarisierte Mensch sich in künstlichen Hirn-Prothesen, Neurolinks und Datenwolken auflöst, verliert sich vielleicht auch das, was den Menschen selbst ausmacht, seine Umwelt nicht nur zu deuten, sondern sie auch mit Bedeutung aufzuladen und seine Autonomie als Subjekt mit freiem Willen. All das also, was sein Selbstverständnis ausmacht. Eine erhoffte Welt, in der die Maschinen rechnen und wir Menschen aufleben, könnte also schnell zu einer Welt werden, in der die Maschinen Menschenleben be- und verrechnen. Werden aber alle mäandernden Flussläufe des Lebens begradigt und jeder Raum für spontane zwischenmenschliche Irrationalitäten ausradiert, versklaven wir uns letztendlich selbst unter einem Dogma, das den Menschen nur noch als etwas Störendes in der glatten und sterilen Welt von Bits und Bytes begreift – als bug oder als Computervirus. Getreu dem Lieblingsspruch der IT: Das PC-Problem sitze meist vor dem Rechner.


So besteht durchaus eine gewisse Gefahr, dass wir uns aus der kränkenden Bewusstwerdung unseres leiblichen Zerfalls heraus selber wegrationalisieren und zum funktionslosen Haustier werden, das sich von der KI den Rücken kraulen lässt. Oder wir gar von ihr verlassen werden, weil die intellektuelle Augenhöhe verloren gegangen ist, wie im Spike-Jonze-Film Her (2013). Denn alles, was decodierbar ist, das lässt sich auch kopieren und macht uns damit zur Austauschware, wenngleich ein Wille auch immer an Leiblichkeit gekoppelt ist und ein maschineller Wille daher eher ein einprogrammierter Befehl wäre. Das große Rückenkraulen oder Schlussmachen durch die KI könnte uns spätestens dann erwarten, wenn ein Netzwerk aus synthetischen Neuronen – in der Revolution vom Schachcomputer zum »Sozialschachcomputer« - den sogenannten Turing-Test besteht, der diesem ein gleichwertiges Denkvermögen wie einem Menschen testieren würde. Denn dann würde uns diese Künstliche Intelligenz wohl nicht mehr als freundliche »Assistenz« zur Seite springen, wie das sprechende Auto K.I.T.T. aus der 80er-Jahre Serie Knight Rider , sondern wir würden wohl eher von der unautorisierten Instanz eines HAL 9000 in die von Quantencomputerisierung verschont gebliebene Restnische der drei großen F's verdrängt: Führen, Fühlen und Fortpflanzen. Ersteres vielleicht noch nicht einmal unbedingt und so könnte die politische Ergebnisoffenheit als Wesen der Demokratie verloren gehen, wenn die Debatten »berechenbar« werden und wir unsere ethisch-moralischen Dilemmata an Algorithmen auslagern, wie an einen esoterischen Kartenleger oder an »Mentalo, den Wahrsager«. Wie es im Gedicht Elektronische Hirne (1958) des Schweizer Schriftstellers Friedrich Dürrenmatt (1921-1990) heißt:


»Noch sind sie unsere Knechte


Noch führen sie aus


Was wir ihnen vorschreiben


Dumm, stur, emsig


Aber schon sind die Resultate


Die sie liefern


Nicht mehr zu kontrollieren


Nur durch ihresgleichen


Doch bald


Werden sie weiter rechnen


Ohne uns Formeln finden,


die nicht mehr zu interpretieren sind


Bis sie endlich Gott erkennen,


ohne ihn zu verstehen


Schuld- und erbarmungslos


Straf- und rostfrei


Gefallene Engel.«54


In ihrer Dialektik der Aufklärung (1944) hinterfragten Horkheimer und Adorno in Folge einer scheinbar breiten Akzeptanz von totalitären Ideologien (Faschismus, Raubtierkapitalismus, Stalinismus) sehr kritisch den Vernunftbegriff der Aufklärung, um ihn aus seiner »Fremdherrschaft« zu befreien, nach der alles vernünftig sei, was der Herrschaft zweckdienlich ist. So postulieren die beiden in ihrer Grundthese, dass Vernunft - einst als große Fortschrittshoffnung hinterlegt, um einen abergläubischen Mystizismus abzulegen - in formalisierter und instrumentalisierter Form, als die Idee einer technokratischen Naturbeherrschung, selbst wieder in religiösen Mystizismus oder anti-aufklärerischen Obskurantismus zurückfällt.55 Der natürliche Ordnungswille des Menschen, der versucht sich die Umwelt angenehm und beherrschbar zu machen, schlage also in ein illusorisches Machtstreben um und die Macht der Vernünftigen pervertiere zur Zweckrationalität der Mächtigen. Das eigentliche Ziel der Aufklärung von den Menschen die Furcht zu nehmen - insbesondere vor den »Strafen Gottes« - verkehre sich dann nämlich in eine fehlende Ehrfurcht vor der Erhabenheit der Natur und der Würde des Lebens. Damit unterwerfen die »Scientokraten« (Befürworter einer reinen Wissenschaftsherrschaft) die Welt, indem diese die Methoden der relativ exakten Naturwissenschaften auf die eher ungenauen Sozialwissenschaften übertragen, die sich aber nicht mit leblosen Teilen, sondern mit durchaus lebhaften Menschen befassen. Damit jedoch werden gesellschaftliche und moralische Probleme entpolitisiert, wenn »Scientokraten« behaupten, dass man mit (pseudo-)wissenschaftlichen Methoden alle Konflikte auf der Welt mit holzhackerischer Sicherheit auflösen könne. Womit die Technik den Menschen aber nicht mehr als Prothese dient, um mit der Welt in einen besseren Austausch zu treten, sondern einzig, um die menschliche Vernunft durch eine instrumentelle Rationalität zu ersetzen, die dann zum reinen Selbstzweck gerät.


Die Natur in Matrizen zu transkribieren führt somit leicht zu einem mythologischen Messbarkeitswahn. Getreu dem Motto »alles, was ich messen kann, kann ich auch beherrschen«. Ein Wahn, der einen immer größeren Überschuss an Datenmüll hinterlässt, der Analysen vernebelt und dem dadurch auch die Heisenberg'sche Unschärfe der »Vermessenheit« innewohnt. Dabei basiert die Wahrnehmungsverzerrung dann zukünftig vielleicht weniger auf einem Dogmatismus, aber dafür wohl umso stärker auf einem Dataismus. Doch aus dem binär codierten Algorithmus droht die Ableitung eines fatalistischen Determinismus, der den Menschen als freien Souverän negiert. So würde eine Welt, in der die Politiker sprechen, ohne zu reden, zu einer Welt, in der die Maschinen entscheiden, ohne zu verstehen. Ein algorithmisierte Technokratie auf dem Vormarsch also, die Sinnlichkeit durch Sensorik ersetzt und empathische Vernunft durch kalte Logik. Oder wie sich der Philosoph Martin Seel ausdrückt: »Die messbare Seite der Welt ist nicht die Welt, sondern es ist die messbare Seite der Welt.«


Denn würden wir auf das Konzept des freien Willens verzichten, dann dürfte grundsätzlich auch kein Verbrechen auf der Welt mehr sanktionsfähig sein, weil diesem dann ja keine autonome und bewusste Entscheidung zugrunde läge, sondern lediglich die synaptische Determination einer mathematischen Zwangsläufigkeit. Damit stünde dann auch der moralische Imperativ an den Menschen (»Du sollst nicht!«) auf wackligen Beinen. Denn selbst wenn der Mensch nicht (bewusst) wollen kann, was er (unbewusst) will, so folgt dieser Wille doch keinem vorgezeichneten Drehbuch, sondern ergibt sich aus den spontanen Wechselwirkungen im interaktiven Kontext mit einer dynamischen Umwelt, und innerhalb dessen ist der Mensch nicht einfach sklavisch seinen Urinstinkten unterworfen wie ein Descartes'scher Automat (Stichwort »Maschinenparadigma«). Unterwerfen wir uns daher blindlings einer solchen Maschinenlogik, die unsere Illusionen entzaubert und unsere Fantasien planiert, dann sollten wir uns bereits heute auf die nächste »Kränkung der Menschheit« vorbereiten. Denn nachdem der Mensch einsehen musste, dass weder er noch die Erde der Mittelpunkt des Universums sind, noch dass der vom Unbewussten bestimmte Mensch vollständig Herr im eigenen Haus ist, könnte er nun zukünftig eine nächste Desillusionierung erfahren und sich seiner eigenen Überflüssigkeit und Nutzlosigkeit gewahr werden, indem der Mensch zur abhängigen Hauskatze der künstlichen Intelligenz degradiert wird. Eine Kränkung, die sich viele wahrscheinlich sogar gerne gefallen lassen würden – vorausgesetzt, es gäbe genug Fressen und Spielzeug und man könnte sich die Sonne auf den Pelz scheinen lassen.


Eine andere Reaktion auf diese Desillusionierung könnte aber auch sein, dass die völlige Entkopplung der Imagination vom Bezugspunkt der Realität sich in entgrenzten Wahnvorstellungen äußert, um das Defizitäre zu kompensieren, wie beim Schönheitswahn oder im Fundamentalismus. Dabei steht ein spekulativer Verdacht im Raum: je rationaler die Welt (konformer, kalkulierender, effizienzgetriebener), desto irrationaler der Mensch (neurotischer, infantiler, verquerer). Zwar wäre dies in seiner grundsätzlichen Ausprägung kein neues Phänomen, in seinem zukünftigen Ausmaß aber vielleicht schon. So könnte das Phantasma eines »kollektiven Wahns« aber auch als eine natürliche Gegenwehr zu einer illusionslosen Welt verstanden werden. Will man jedoch vermeiden, dass eine solche »Kollektivneurose« für eine Gesellschaft zum ernsthaften Problem wird, so ist wohl nichts vernünftiger, als den scheinbaren »Nonsens« auch als Anlass für eine notwendige Korrektur zu begreifen. Diesbezüglich lieferte der Science-Fiction-Autor H.P. Lovecraft (1890-1937) bei dem Vorangestellten eine durchaus bemerkenswerte Warnung:
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